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Gesamte Rechtsvorschrift fur Doppelbesteuerung — Einkommen- und Vermadgensteuern
(Korea/R), Fassung vom 21.02.2024

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

Langtitel

(UBERSETZUNG)

ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTERREICH UND DER REPUBLIK KOREA ZUR
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER
STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM
VERMOGEN

StF: BGBI. Nr. 486/1987 (NR: GP XVI RV 792 AB 955 S. 143. BR: AB 3137 S. 477.)

Anderung

BGBI. 11l Nr. 68/2002 (NR: GP XXI RV 698 AB 916 S. 87. BR: AB 6552 S. 683.)
BGBI. 1 Nr. 6/2023 (NR: GP XXVII RV 960 AB 1149 S. 131. BR: AB 10779 S. 934.)

Sonstige Textteile
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschlul? des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt.

Ratifikationstext

Die vom Bundespréasidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 4. September 1987 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemaR seinem
Art. 28 Abs. 2 mit 1. Dezember 1987 in Kraft.

Praambel/Promulgationsklausel
Die Republik Osterreich und die Republik Korea,

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen weiterzuentwickeln und ihre
Zusammenarbeit in Steuersachen zu vertiefen, und

in der Absicht, ein Abkommen zur Beseitigung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern
vom Einkommen und vom Vermdgen abzuschliefen, ohne Mdglichkeiten zur Nicht oder
Niedrigbesteuerung durch Steuerverkirzung oder -umgehung (unter anderem durch missbrauchliche
Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Abkommen vorgesehenen Erleichterungen zum
mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten ansassigen Personen) zu schaffen,

Haben Folgendes vereinbart:

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

Text
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ARTIKEL 1
Persdnlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt fur Personen, die in einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
anséssig sind.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. 11l Nr. 68/2002

ARTIKEL 2
Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Riicksicht auf die Art der Erhebung, fiir Steuern vom Einkommen
und vom Vermdgen, die fir Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskdrperschaften erhoben
werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen gelten alle Steuern, die vom
Gesamteinkommen, vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermdgens
erhoben werden, einschlieflich der Steuern vom Gewinn aus der VerduBerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermdgens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Vermégenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fur die das Abkommen gilt, gehdren

a) in Korea:

1. die Einkommensteuer;

2. die Korperschaftsteuer;

3.die im Zusammenhang mit der Einkommen- oder Korperschaftsteuer erhobene
Einwohnersteuer;

4. die im Zusammenhang mit der Einkommen- oder Koérperschaftsteuer erhobene Sondersteuer
flr die landliche Erschlieung;

(im Folgenden als ,,koreanische Steuer* bezeichnet);

b) in Osterreich:

1. die Einkommensteuer;

2. die Korperschaftsteuer;

3. die Grundsteuer;

4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;

5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken;

(im Folgenden als ,,0sterreichische Steuer* bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch fur alle Steuern gleicher oder im wesentlichen dahnlicher Art, die nach
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben
werden. Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen
eingetretenen wesentlichen Anderungen mit.

Beachte fir folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 3
Allgemeine Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nicht anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck ,Korea“ das Gebiet der Republik Korea einschlieflich der an die
Hoheitsgewéasser der Republik Korea angrenzenden Gebiete, die nach dem Recht der Republik
Korea und in Ubereinstimmung mit dem Vélkerrecht derzeit oder in Zukunft als Gebiete
bestimmt werden, in denen die Republik Korea Hoheitsrechte hinsichtlich des Meeresgrundes
und des Meeresuntergrundes sowie ihrer Bodenschatze ausiiben darf;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Osterreich* die Republik Osterreich;
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c) bedeuten die Ausdrlicke ,ein Vertragsstaat“ und ,der andere Vertragsstaat”, je nach dem
Zusammenhang, Korea oder Osterreich;

d) bedeutet der Ausdruck ,Steuer”, je nach dem Zusammenhang, die koreanische oder die
osterreichische Steuer;

e) umfalt der Ausdruck ,Person“ natirliche Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

f) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft juristische Personen oder Rechtstréger, die fir die
Besteuerung wie juristische Personen behandelt werden;

g) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternehmen eines Vertragsstaats und ,,Unternehmen des anderen
Vertragsstaats“, je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat ansassigen
Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, das von einer im anderen Vertragsstaat ansassigen
Person betrieben wird;

h) bedeutet der Ausdruck ,,Staatsangehdrige*:

i) natlirliche Personen, die die Staatsangehorigkeit eines Vertragsstaats besitzen;
i) juristische Personen, Personengesellschaften und andere Personenvereinigungen, die nach dem
in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck ,internationaler Verkehr< jede Beforderung mit einem Seeschiff oder
Luftfahrzeug, das von einem Unternehmen eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei denn, das
Seeschiff oder Luftfahrzeug wird ausschlieBlich zwischen Orten im anderen Vertragsstaat
betrieben;

j) bedeutet der Ausdruck ,,zustandige Behdrde*:

i) in Korea: den Finanzminister oder seinen bevollméchtigten Vertreter;
i) in Osterreich: den Bundesminister fir Finanzen.

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem
Recht dieses Staates Uber die Steuern zukommt, fir die das Abkommen gilt.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 4
Ansassige Person

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,eine in einem Vertragsstaat anséssige
Person“ eine Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres stdndigen
Aufenthalts, des Ortes ihrer Hauptniederlassung, des Ortes ihrer Geschaftsleitung oder eines anderen
dhnlichen Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfaflt jedoch nicht eine Person, die in diesem
Staat nur mit Einkinften aus Quellen in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem Vermdgen
steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natirliche Person in beiden Vetragsstaaten anséssig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Staat ansassig, in dem sie Uber eine standige Wohnstatte verfiigt;
verfligt sie in beiden Staaten Uber eine stdndige Wohnstétte, so gilt sie als in dem Staat anséssig,
zu dem sie die engeren personlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der
Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfiigt sie in keinem der Staaten Uber eine standige Wohnstétte, so
gilt sie als in dem Staat anséssig, in dem sie ihren gewohnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewohnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so
gilt sie als in dem Staat anséssig, dessen Staatsangehdriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehoriger beider Vertragsstaaten oder keines der Vertragsstaaten, so
werden sich die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten bemihen, die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen zu regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natirliche Person in beiden Vertragsstaaten anséssig, so
gilt sie als in dem Staat anséssig, in dem sich der Ort ihrer tatsdchlichen Geschéftsleitung befindet. In
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Zweifelsfallen regeln die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem
Einvernehmen.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 5
Betriebsstatte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck ,Betriebsstatte eine feste
Geschaftseinrichtung, durch die die Tatigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgetbt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebsstatte umfaft inshesondere:

a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschéftsstelle,

d) eine Fabrikationsstétte,

e) eine Werkstétte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stétte der

Ausbeutung von Bodenschétzen.

(3) Eine Bauausfiihrung oder Montage ist nur dann eine Betriebsstatte, wenn ihre Dauer zwolf
Monate uberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebsstétten:
a) Einrichtungen, die ausschlieBlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Giitern oder
Waren des Unternehmens benutzt werden;
b) Bestdnde von Gitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieflich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;
c) Bestdnde von Gitern oder Waren des Unternehmens, die ausschlieBlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden;
d) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschliellich zu dem Zweck unterhalten wird, fir das
Unternehmen Giiter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;
e) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, flr das
Unternehmen andere Tatigkeiten auszutiben;
f) eine feste Geschéftseinrichtung, die ausschlieflich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der
unter lit. a bis e genannten Tatigkeiten auszuliben,
vorausgesetzt, dass diese Tatigkeit oder im Fall der lit. f die Gesamttatigkeit der festen
Geschéaftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstatigkeit darstellt.

(5) Absatz 4 gilt nicht fur eine von einem Unternehmen genutzte oder unterhaltene feste
Geschaftseinrichtung, wenn dasselbe Unternehmen oder ein eng verbundenes Unternehmen an demselben
Ort oder an einem anderen Ort in demselben Vertragsstaat eine Geschaftstatigkeit ausubt und

a) dieser Ort oder der andere Ort flr das Unternehmen oder das eng verbundene Unternehmen nach
diesem Artikel eine Betriebsstétte darstellt, oder

b) die Gesamttatigkeit, die sich aus den von den beiden Unternehmen an demselben Ort oder von

demselben Unternehmen oder eng verbundenen Unternehmen an den beiden Orten ausgelbten
Tatigkeiten ergibt, weder vorbereitender Art ist noch eine Hilfstatigkeit darstellt,
vorausgesetzt, dass die von den beiden Unternehmen an demselben Ort oder von demselben Unternehmen
oder eng verbundenen Unternehmen an den beiden Orten ausgelibten Geschéftstatigkeiten sich
erganzende Aufgaben darstellen, die Teil eines zusammenhéngenden Geschaftsbetriebes sind.

(6) Ist eine Person in einem Vertragsstaat fur ein Unternehmen tétig und schlieRt sie dabei
gewohnlich Vertrdge ab oder nimmt sie gewdhnlich die fiihrende Rolle beim Abschluss von Vertrégen
ein, die regelmaRig ohne wesentliche Anderung durch das Unternehmen abgeschlossen werden, und
handelt es sich dabei um Vertrége

a) im Namen des Unternehmens oder

b) zur Ubertragung des Eigentums an oder zur Gewéhrung des Nutzungsrechts fir Vermogen, das

diesem Unternehmen gehort oder fiir das es das Nutzungsrecht besitzt, oder
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c) zur Erbringung von Dienstleistungen durch dieses Unternehmen,
so wird das Unternehmen ungeachtet der Absatze 1 und 2, jedoch vorbehaltlich des Absatzes 7, so
behandelt, als habe es in Bezug auf alle von dieser Person fir das Unternehmen ausgeiibten Téatigkeiten
eine Betriebsstétte in diesem Staat, es sei denn, die Tatigkeiten dieser Person beschrénken sich auf die in
Absatz 4 genannten Tatigkeiten, die, wirden sie durch eine feste Geschéftseinrichtung ausgeubt
(ausgenommen eine feste Geschéftseinrichtung, fur die Absatz 5 gilt), diese feste Geschaftseinrichtung
nach Absatz 4 nicht zu einer Betriebsstatte machten.

(7) Absatz 6 gilt nicht, wenn die in einem Vertragsstaat flir ein Unternehmen des anderen
Vertragsstaats tdtige Person im erstgenannten Staat eine Geschaftstétigkeit als unabhéngiger Vertreter
ausibt und im Rahmen ihrer ordentlichen Geschéftstatigkeit fir das Unternehmen tétig ist. Ist eine Person
jedoch ausschliellich oder nahezu ausschlieBlich fiir ein oder mehrere Unternehmen tatig, mit dem oder
denen sie eng verbunden ist, so gilt diese Person in Bezug auf dieses oder diese Unternehmen nicht als
unabhéngiger Vertreter im Sinne dieses Absatzes.

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat anséssig ist oder dort
(entweder durch eine Betriebsstétte oder auf andere Weise) ihre Tatigkeit ausibt, wird keine der beiden
Gesellschaften zur Betriebsstatte der anderen.

(9) Im Sinne dieses Artikels ist eine Person oder ein Unternehmen mit einem Unternehmen eng
verbunden, wenn allen mafRgeblichen Tatsachen und Umstanden zufolge die Person oder das
Unternehmen das Unternehmen beherrscht oder das Unternehmen die Person oder das Unternehmen
beherrscht oder beide von denselben Personen oder Unternehmen beherrscht werden. In jedem Fall gilt
eine Person oder ein Unternehmen als mit einem Unternehmen eng verbunden, wenn einer der beiden
mittelbar oder unmittelbar mehr als 50 vom Hundert der Eigentumsrechte am anderen (oder bei einer
Gesellschaft mehr als 50 vom Hundert der Gesamtstimmrechte und des Gesamtwerts der Anteile der
Gesellschaft oder der Eigentumsrechte an der Gesellschaft) besitzt oder wenn eine andere Person oder ein
anderes Unternehmen mittelbar oder unmittelbar mehr als 50 vom Hundert der Eigentumsrechte an der
Person und dem Unternehmen oder an den beiden Unternehmen (oder bei einer Gesellschaft mehr als 50
vom Hundert der Gesamtstimmrechte und des Gesamtwerts der Anteile der Gesellschaft oder der
Eigentumsrechte an der Gesellschaft) besitzt.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 6
Einkunfte aus unbeweglichem Vermdgen

(1) Einkinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige Person aus unbeweglichem Vermdgen
(einschlieBlich der Einkiinfte aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Der Ausdruck ,.unbewegliches Vermdgen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen liegt. Der Ausdruck umfaflt in jedem Fall das Zubehor
zum unbeweglichen Vermogen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
die Rechte, fir die die Vorschriften des Privatrechts (ber Grundstiicke gelten, Nutzungsrechte an
unbeweglichem Vermdgen sowie Rechte auf veranderliche oder feste Vergitungen fir die Ausbeutung
oder das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschatzen; Schiffe
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermdgen.

(3) Absatz 1 gilt fir Einkunfte aus der unmittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermdgens.

(4) Die Absatze 1 und 3 gelten auch fur Einkinfte aus unbeweglichem Vermdgen eines
Unternehmens und fir Einkinfte aus unbeweglichem Vermdgen, das der Ausibung einer selbstdndigen
Arbeit dient.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

www.ris.bka.gv.at Seite 5 von 18



R | S Bundesrecht konsolidiert

ARTIKEL 7
Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats durfen nur in diesem Staat besteuert werden,
es sei denn, das Unternehmen (bt seine Tétigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene
Betriebsstitte aus. Ubt das Unternehmen seine Tétigkeit auf diese Weise aus, so diirfen die Gewinne des
Unternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebsstatte
zugerechnet werden kénnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tatigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebsstétte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat dieser
Betriebsstatte die Gewinne zugerechnet, die sie hétte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder dhnliche
Tatigkeit unter gleichen oder dhnlichen Bedingungen als selbstandiges Unternehmen ausgelbt hatte und
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebsstétte sie ist, vollig unabhangig gewesen ware.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstatte werden die flr diese Betriebsstatte
entstandenen Aufwendungen, einschliel8lich der Geschéftsfiihrungs- und allgemeinen Verwaltungskosten,
zum Abzug zugelassen, gleichgiiltig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebsstétte liegt, oder anderswo
entstanden sind.

(4) Auf Grund des bloRen Einkaufs von Giitern oder Waren fiir das Unternehmen wird einer
Betriebsstatte kein Gewinn zugerechnet.

(5) Bei der Anwendung der vorstehenden Absatze sind die der Betriebsstatte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daB ausreichende Griinde dafiir bestehen,
anders zu verfahren.

(6) Gehoren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
berihrt.

(7) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,.Gewinne* umfat auch Gewinne eines
Gesellschafters aus seiner Beteiligung an einer Personengesellschaft und im Fall Osterreichs aus der
Beteiligung an einer stillen Gesellschaft des dsterreichischen Rechts.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 8
Schiffahrt und Luftfahrt

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr durfen nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Gewinne aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

(3) In bezug auf den Betrieb von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr durch
ein Unternehmen eines Vertragstaats, sind dsterreichische Unternehmen auch von der Mehrwertsteuer in
Korea und koreanische Unternehmen von allen Steuern befreit, die derzeit oder kiinftig in Osterreich
erhoben werden und der koreanischen Mehrwertsteuer entsprechen.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 9
Verbundene Unternehmen
(1) Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder mittelbar an der Geschaftsleitung, der
Kontrolle oder dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt ist oder
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b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Geschéftsleitung, der Kontrolle oder dem
Kapital eines Unternehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des anderen
Vertragsstaats beteiligt sind

und in diesen Fallen die beiden Unternehmen in ihren kaufménnischen oder finanziellen Beziehungen an
vereinbarte oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, die unabh&ngige
Unternehmen miteinander vereinbaren wirden, so dirfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne
diese Bedingungen erzielt hatte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert werden.

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates Gewinne
zugerechnet — und entsprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats in
diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die
das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hatte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen
vereinbarten Bedingungen die gleichen gewesen waéren, die unabhdngige Unternehmen miteinander
vereinbaren wiirden, so nimmt der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen
Gewinnen erhobenen Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die (ibrigen Bestimmungen dieses
Abkommens zu beriicksichtigen; erforderlichenfalls werden die zustdndigen Behorden der
Vertragsstaaten einander konsultieren.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. 111 Nr. 68/2002

ARTIKEL 10
Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft an eine im anderen
Vertragsstaat anséssige Person zahlt, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden durfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansassig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, nicht
Ubersteigen:

a)5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine
Gesellschaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar iber mindestens 25 vom
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfligt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fallen.

Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,.Dividenden® bedeutet Einkiinfte aus Aktien,
GenuRaktien oder GenuRscheinen, Kuxen, Griinderanteilen oder anderen Rechten — ausgenommen
Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkinfte,
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschittende Gesellschaft ansassig ist, den Einkiinften aus
Aktien steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Absédtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansassig
ist, eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebstatte oder eine selbstdndige Arbeit durch
eine dort gelegene feste Einrichtung ausibt und die Beteiligung, flr die die Dividenden gezahlt werden,
tatsdchlich zu dieser Betriebstatte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7
beziehungsweise

Artikel 14 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansdssige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansdssige Person gezahlt werden
oder dass die Beteiligung, fur die die Dividenden gezahlt werden, tatsachlich zu einer im anderen Staat
gelegenen Betriebstétte oder festen Einrichtung gehért, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fir
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nichtausgeschitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder
Einkunften bestehen.
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Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 11
Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat anséssige
Person gezahlt werden, durfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Zinsen durfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Empfanger der Zinsen der
Nutzungsherechtigte ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrages der Zinsen nicht ubersteigen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dirfen

a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und von der Regierung des anderen Vertragsstaats,
einschlieBlich seiner Gebietskdrperschaften oder der Zentralbank des anderen Vertragsstaats,
bezogen werden, nur in diesem anderen Vertragsstaat besteuert werden;

b) aus einem Vertragsstaat stammende Zinsen fiir Forderungen oder Kredite, die in Korea von der
Koreanischen Export-Import Bank, in Osterreich von der osterreichischen Kontrollbank
Aktiengesellschaft finanziert oder gesichert werden, und die einer im anderen Vertragsstaat
anséssigen Person gezahlt werden, nur in diesem anderen Staat besteuert werden;

c) Zinsen, die fir Kreditkdufe von gewerblichen, kaufmannischen oder wissenschaftlichen
Ausriistungsgegenstanden oder in Verbindung mit Kreditkdufen von Handelswaren von einem
Unternehmen an ein anderes Unternehmen gezahlt werden, dirfen nur in dem Vertragsstaat
besteuert werden, in dem der Nutzungsberechtigte anséssig ist.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Zinsen* bedeutet Einkiinfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte an Grundstiicken gesichert oder mit einer Beteiligung
am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere Einkiinfte aus 6ffentlichen Anleihen und
aus Obligationen, einschlieBlich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus Losanleihen.

(5) Die Absétze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansassige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Tatigkeit
durch eine dort gelegene Betriebsstatte austibt und die Forderung, fur die die Zinsen gezahlt werden,
tatséchlich zu dieser Betriebsstatte gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat
selbst, eine seiner Gebietskdrperschaften oder eine in diesem Staat anséssige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Zinsen, ohne Rucksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansassig ist oder nicht, in
einem Vertragsstaat eine Betriebsstétte und ist die Schuld, fir die die Zinsen gezahlt werden, flir Zwecke
der Betriebsstétte eingegangen worden und tragt die Betriebsstatte die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus
dem Staat stammend, in dem die Betriebsstatte liegt.

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und (bersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der (Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berucksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. I11 Nr. 68/2002

ARTIKEL 12
Lizenzgebiihren

(1) Lizenzgebuhren, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
ansassige Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebiihren dirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der
Lizenzgebiihren eine im anderen Vertragsstaat ansassige Person ist, nicht tbersteigen:
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a) 2 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebihren, die fur die Benutzung oder das Recht auf
Benutzung gewerblicher, kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausriistungen gezahlt werden;
und

b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebdihren in allen anderen Féllen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Lizenzgebiihren“ bedeutet Verglitungen jeder Art,
die fur die Benutzung oder fur das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an literarischen,
kinstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, einschlieflich kinematographischer Filme, von Patenten,
Marken, Mustern oder Modellen, Planen, geheimen Formeln oder Verfahren oder fir die Benutzung oder
das Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufménnischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(4) Die Absdtze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige
Nutzungsherechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebuhren stammen, eine gewerbliche
Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstétte ausiibt und die Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die die
Lizenzgebiihren gezahlt werden, tatséchlich zu dieser Betriebsstatte gehdren. In diesem Fall ist

Artikel 7 anzuwenden.

(5) Lizenzgebihren gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner dieser
Staat selbst, eine seiner Gebietskdrperschaften oder eine in diesem Staat anséssige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Lizenzgebiihren ohne Ricksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat anséssig ist oder
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstatte, fur die die Verpflichtung zur Zahlung der
LizenzgebUhren eingegangen worden ist, und trégt die Betriebsstétte die Lizenzgebiihren, so gelten die
Lizenzgebiihren als aus dem Vertragsstaat stammend, in dem die Betriebsstatte liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ihnen und einem Dritten besondere Beziehungen und Ubersteigen deshalb die Lizenzgebuhren, gemessen
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hatten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der (Ubersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Berticksichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert werden.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. 111 Nr. 68/2002

ARTIKEL 13
Gewinne aus der Veraufierung von Vermogen

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus der Verauferung unbeweglichen
Vermdgens im Sinne des Artikels 6 oder aus der VerduRBerung von Anteilen oder anderen Rechten an
einer Gesellschaft bezieht, deren Vermdgen hauptsachlich, unmittelbar oder mittelbar, aus
unbeweglichem Vermdogen besteht, dirfen im anderen Staat, in dem dieses Vermdgen liegt, besteuert
werden.

(2) Gewinne aus der VerduBerung beweglichen Vermdgens, das Betriebsvermdgen einer
Betriebsstétte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, einschliel3lich
derartiger Gewinne, die bei der VerauBerung einer solchen Betriebsstéatte (allein oder mit dem Ubrigen
Unternehmen) erzielt werden, diirfen im anderen Staat besteuert werden.

(3) Gewinne aus der VerduRerung von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen
Verkehr betrieben werden, und von beweglichem Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder
Luftfahrzeuge dient, durfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem das Unternehmen anséssig
ist.

(4) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus der VerauRerung von Aktien einer
im anderen Vertragsstaat ansassigen Gesellschaft bezieht, dirfen im anderen Staat besteuert werden,
wenn die anséssige Person irgendwann innerhalb der zwei vorangehenden Jahre zu mehr als 25 vom
Hundert an der Gesellschaft beteiligt war. Die Steuer darf aber 10 vom Hundert der
Veré&ulRerungsgewinne nicht tbersteigen.

(5) Gewinne aus der VerauBerung des in den Absatzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermdégens
dirfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der VerduRerer anséssig ist.
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Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. Il Nr. 68/2002

ARTIKEL 14
Selbstandige Arbeit

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige natirliche Person aus einem freien Beruf
oder aus sonstiger selbstdndiger Tatigkeit bezieht, durfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, es liegen die folgenden Umstédnde vor, unter denen diese Einkiinfte im anderen Vertragsstaat
besteuert werden dirfen:

a) wenn der Person im anderen Staat fur die Ausiibung ihrer Tatigkeit gewdhnlich eine feste
Einrichtung zur Verfligung steht; in diesem Fall durfen die Einkiinfte jedoch nur insoweit in
diesem Staat besteuert werden, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden kénnen; oder

b) wenn der Empfanger sich im anderen Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage wahrend des
betreffenden Steuerjahres aufhalt.

(2) Der Ausdruck ,.freier Beruf umfalit insbesondere die selbstdndig ausgelibte wissenschaftliche,
literarische, knstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tatigkeit sowie die selbstandige Tatigkeit
der Arzte, Rechtsanwalte, Ingenieure, Architekten, Zahnarzte und Buchsachverstandigen.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBI. I11 Nr. 68/2002)

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 15
Unselbstandige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20 durfen Gehélter, Lohne und dhnliche Vergutungen,
die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person aus unselbstandiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen Vertragsstaat ausgetubt. Wird die Arbeit dort
ausgetibt, so durfen die dafir bezogenen Vergltungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 durfen Vergltungen, die eine in einem Vertragsstaat ansassige Person
fiir eine im anderen Vertragsstaat ausgelibte unselbstdndige Arbeit bezieht, nur im erstgenannten Staat
besteuert werden, wenn

a) der Empfanger sich im anderen Staat insgesamt nicht langer als 183 Tage wahrend des

betreffenden Steuerjahres aufhélt und

b) die Vergiitungen von einem Arbeitgeber oder flr einen Arbeitgeber gezahlt werden, der nicht im

anderen Staat anséssig ist, und
c) die Vergltungen nicht von einer Betriebsstétte oder einer festen Einrichtung getragen werden, die
der Arbeitgeber im anderen Staat hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels dirfen Vergitungen fir
unselbstandige Arbeit an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges, das von einem Unternehmen eines
Vertragsstaats im internationalen Verkehr betrieben wird, nur in diesem Staat besteuert werden.

Beachte fir folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 16
Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergiitungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen und &hnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragsstaat anséssige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats
einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat anséssig ist, dirfen im anderen Staat besteuert
werden.
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Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 17
Kinstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 diirfen Einkinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansassige
Person als Kunstler, wie Biihnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkinstler sowie Musiker, oder als
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat personlich ausgelibten Tétigkeit bezieht, im anderen Staat
besteuert werden.

(2) FlieRen Einkunfte aus einer von einem Kinstler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgelibten Téatigkeit nicht dem Kinstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so durfen
diese Einkunfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Kinstler oder Sportler seine Téatigkeit austibt.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 18
Ruhegehélter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 dirfen Ruhegehalter und ahnliche Vergitungen, die einer in
einem Vertragsstaat ansassigen Person flr frihere unselbstandige Arbeit gezahlt werden, nur in diesem
Staat besteuert werden.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. I11 Nr. 68/2002

ARTIKEL 19

Offentlicher Dienst

(1) a) Vergiitungen, ausgenommen Ruhegehdlter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner
Gebietskorperschaften an eine naturliche Person fir die diesem Staat oder der
Gebietskorperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dirfen nur in diesem Staat besteuert
werden.

b) Diese Vergltungen durfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natirliche Person in diesem Staat ansassig ist
und
i) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist oder
ii) nicht ausschliellich deshalb in diesem Staat anséssig geworden ist, um die Dienste zu leisten.

(2) a) Ruhegehélter, die von einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskérperschaften oder aus
einem von diesem Staat oder der Gebietskorperschaft errichteten Sondervermégen an eine
naturliche Person fiir die diesem Staat oder der Gebietskdrperschaft geleisteten Dienste gezahlt
werden, dirfen nur in diesem Staat besteuert werden.

b) Diese Ruhegehalter dirfen jedoch nur im anderen Vertragsstaat besteuert werden, wenn die
naturliche Person in diesem Staat ansassig ist und ein Staatsangehdriger dieses Staates ist.

(3) Auf Vergutungen und Ruhegehélter fur Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
gewerblichen Téatigkeit eines Vertragsstaats oder einer seiner Gebietskdrperschaften erbracht werden, sind
die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden.

(4) Die Abséatze 1 und 2 dieses Artikels sind auch anzuwenden im Fall Koreas auf Vergiitungen oder
Ruhegehélter, die von der Bank von Korea, der Export-Import Bank von Korea, der Koreanischen
Entwicklungsbank und der koreanischen Behdrde fiir die Férderung von Handelsinvestitionen (Korea
Trade-Investment Promotion Agency) gezahlt werden, und im Fall Osterreichs auf Vergitungen oder
Ruhegehélter, die an den osterreichischen Handelsdelegierten in Korea und an das Personal der
Osterreichischen AuRenhandelsstelle in Korea gezahlt werden.
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Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. 111 Nr. 68/2002

Artikel 20
Studenten

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat
ausschlieBlich zum Studium oder zur Ausbildung aufhélt und der im anderen Vertragsstaat ansassig ist
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat anséssig war, fir seinen Unterhalt, sein
Studium oder seine Ausbildung erhélt, dirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese
Zahlungen aus Quellen auferhalb dieses Staates stammen.

(2) Ferner hat ein in Absatz 1 genannter Student, Praktikant oder Lehrling in Bezug auf Zuschdsse,
Stipendien und Vergiitungen aus unselbstdndiger Arbeit, die nicht unter Absatz 1 fallen, wéhrend des
Studiums oder der Ausbildung Anspruch auf die gleichen Steuerbefreiungen, -vergiinstigungen oder -
ermaBigungen, die fir ansassige Personen des Staates vorgesehen sind, in den er eingereist ist.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 21
Andere Einkinfte

(1) Einkinfte einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person, die in den vorstehenden Artikeln nicht
behandelt wurden, dirfen ohne Riicksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkinfte als solche aus unbeweglichem Vermdgen im Sinne des Artikels
6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat anséssige Empfanger im anderen
Vertragsstaat eine gewerbliche Tatigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstétte ausubt und die Rechte
oder Vermdgenswerte, flr die die Einkiinfte gezahlt werden, tatsachlich zu dieser Betriebsstéatte gehoren.
In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 22
Besteuerung des Vermogens

(1) Unbewegliches Vermdgen im Sinne des Artikels 6, das einer in einem Vertragsstaat anséssigen
Person gehdrt und im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermdgen, das Betriebsvermdgen einer Betriebsstatte ist, die ein Unternehmen
eines Vertragsstaats im anderen Vertagsstaat hat, darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem Unternehmen eines Vertragsstaats im
internationalen Verkehr betrieben werden sowie bewegliches Vermdgen, das dem Betrieb dieser
Seeschiffe oder Luftfahrzeuge dient, dirfen nur in diesem Vertragsstaat besteuert werden.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem Vertragsstaat ansassigen Person durfen nur in
diesem Staat besteuert werden.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum vgl. Art. 9 Abs. 2, BGBI. 111 Nr. 68/2002

ARTIKEL 23
Vermeidung der Doppelbesteuerung
(1) Bei einer in Korea ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:
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Nach MaRgabe der koreanischen Steuergesetzgebung uber die Anrechnung der in einem anderen
Land als Korea zu zahlenden Steuer auf die koreanische Steuer (die die nachstehenden allgemeinen
Grundsitze nicht beeintrachtigen soll) wird die nach dsterreichischem Recht und in Ubereinstimmung mit
diesem Abkommen fiir Einkinfte aus dsterreichischen Quellen unmittelbar oder im Abzugsweg zu
zahlende Osterreichische Steuer (ausgenommen im Falle einer Dividende die Steuer auf Gewinne, aus
denen die Dividende gezahlt wird) auf die fur diese Einkinfte zu zahlende koreanische Steuer
angerechnet. Die Anrechnung darf jedoch den Teilbetrag der koreanischen Steuer nicht ibersteigen, der
sich zum Gesamtbetrag verhalt wie die Einkiinfte aus Quellen innerhalb Osterreichs zu den gesamten der
koreanischen Steuer unterliegenden Einkunften.

(2) Bei einer in Osterreich ansassigen Person wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte oder hat sie Vermogen und diirfen diese
Einkinfte oder dieses Vermdgen nach diesem Abkommen in Korea besteuert werden, so nimmt
Osterreich vorbehaltlich der lit. b und d diese Einkiinfte oder dieses Vermdgen von der
Besteuerung aus.

b) Bezieht eine in Osterreich anséssige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11, 12 und 13
Absatz 4 in Korea besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser
Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Korea gezahlten Steuer entspricht; dies gilt
auch flr die in Artikel 13 Absatz 1 genannte VerduBerung von Anteilen oder anderen Rechten.
Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
Ubersteigen, der auf die aus Korea bezogenen Einkiinfte entfallt.

c) Fur die Anwendung der lit. b ist die von Dividenden, Zinsen, Lizenzgebihren und
VeraulRerungsgewinnen von Aktien in Korea erhobene Steuer, ungeachtet einer Steuerbefreiung
oder SteuererméRigung nach koreanischem Recht oder geméaR diesem Abkommen, mit 15 vom
Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, Zinsen, Lizenzgebihren oder der
VeréuRRerungsgewinne anzusetzen.

d) Einkiinfte oder Vermdgen einer in Osterreich ansassigen Person, die nach dem Abkommen von
der Besteuerung in Osterreich auszunehmen sind, diirfen gleichwohl in Osterreich bei der
Festsetzung der Steuer flir das Ubrige Einkommen oder Vermdgen der Person einbezogen
werden.

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 24
Gleichbehandlung

(1) Staatsangehorige eines Vertragsstaats dirfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhédngenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die
Besteuerung und die damit zusammenhangenden Verpflichtungen, denen Staatsangehdrige des anderen
Staates unter gleichen Verhdltnissen unterworfen sind oder unterworfen werden kdnnen. Diese
Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch fiir Personen, die in keinem Vertragsstaat ansassig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstatte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen
Vertragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungunstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des
anderen Staates, die die gleiche Tétigkeit ausuben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat anséssigen Personen Steuerfreibetrage, -
vergiunstigungen und -erméligungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu
gewdhren, die er seinen ansassigen Personen gewéhrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7 oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen,
Lizenzgebihren und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im anderen
Vertragsstaat ansassige Person zahlt, bei der Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansassige
Person zum Abzug zuzulassen. Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats gegeniiber einer im anderen Vertragsstaat ansassigen Person hat, bei der Ermittlung des
steuerpflichtigen Vermdgens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie Schulden
gegenilber einer im erstgenannten Staat ansassigen Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar
einer im anderen Vertragsstaat ansassigen Person oder mehreren solchen Personen gehért oder ihrer

www.ris.bka.gv.at Seite 13 von 18



R | S Bundesrecht konsolidiert

Kontrolle unterliegt, dirfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhangenden
Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit
zusammenhéangenden Verpflichtungen, denen andere &hnliche Unternehmen des erstgenannten Staates
unterworfen sind oder unterworfen werden kénnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 fur Steuern jeder Art und Bezeichnung.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 25
Verstandigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, da MalRnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten
fur sie zu einer Besteuerung flhren oder fuhren werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall
der zustandigen Behorde des Vertragsstaats, in dem sie ansassig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24
Absatz 1 erfalt wird, der zustdndigen Behorde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehoriger
sie ist. Der Fall muB innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der MalRhahme unterbreitet
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung fihrt.

(2) Halt die zustandige Behorde die Einwendung flr begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Losung herbeizufiihren, so wird sie sich bemihen, den Fall durch Verstandigung mit
der zustdndigen Behorde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dafl eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verstdndigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzufiihren.

(3) Die zustédndigen Behdrden der Vertragsstaaten werden sich bemdihen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem
Einvernehmen zu beseitigen. Sie kdnnen auch gemeinsam dartiber beraten, wie eine Doppelbesteuerung
in Féllen vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind.

(4) Die zustdndigen Behdrden der Vertragsstaaten kdonnen zur Herbeifihrung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absédtze unmittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein mindlicher
Meinungsaustausch fur die Herbeiflihrung der Einigung zweckméBig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einer Kommission durchgeflihrt werden, die aus Vertretern der zustandigen
Behorden der Vertragsstaaten besteht.

Beachte fir folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 26
Informationsaustausch

(1) Die zustdndigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur
Durchfihrung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des innerstaatlichen Rechts
betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fir Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer
Gebietskorperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht
entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch
Artikel 1 und 2 nicht eingeschrénkt.

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim zu
halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dirfen
nur den Personen oder Behdrden (einschlieflich der Gerichte und Verwaltungsbehorden) zugénglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder
mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der
Aufsicht dariber befasst sind. Diese Personen oder Behdrden durfen die Informationen nur fiir diese
Zwecke verwenden. Sie dirfen die Informationen in einem 6ffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat
die erhaltenen Informationen fiir andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem Recht
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beider Vertragsstaaten fiir solche andere Zwecke verwendet werden diirfen und die zustdndige Behdrde
desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt.

(3) Die Absatze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat,

a) VerwaltungsmaRnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im {blichen Verwaltungsverfahren dieses
oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden kénnen;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein
Geschaftsverfahren preisgeben wiirden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspréche.

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemdl diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere
Vertragsstaat die ihm zur Verfigung stehenden Mdoglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen fiir seine eigenen steuerlichen
Zwecke nicht benétigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den
Beschrankungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die
Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches Interesse an solchen
Informationen hat.

(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als kdnne ein Vertragsstaat die Erteilung von
Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen
Kreditinstitut, einem Bevollméchtigten, Vertreter oder Treuhdnder befinden oder weil sie sich auf
Eigentumsanteile an einer Person beziehen.

In Bezug auf Artikel 26 (Informationsaustausch) des Abkommens, in der geméR Absatz 1 dieses
Artikels gednderten Fassung, besteht Einvernehmen daruber, dass

a) die zustandige Behorde des ersuchenden Staates der zustdndigen Behdrde des ersuchten Staates
zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der Auskiinfte die folgenden Informationen
zur Verflgung stellt, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemal dem Abkommen stellt:

i) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt;
ii) eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskinfte einschlieflich der Art und der Form,
in der der ersuchende Staat die Auskiinfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten mdchte;
iii) den steuerlichen Zweck, flr den um die Auskiinfte ersucht wird,;

iv) die Grinde fir die Annahme, dass die erbetenen Auskiinfte dem ersuchten Staat vorliegen
oder sich im Besitz oder in der Verfigungsmacht einer Person im Hoheitsbereich des
ersuchten Staates befinden;

v) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz sich die erbetenen
Auskinfte vermutlich befinden;

vi) eine Erklarung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet zur Verfligung
stehenden MaRnahmen zur Einholung der Auskiinfte ausgeschopft hat, ausgenommen solche,
die unverhaltnisméaRig grofRe Schwierigkeiten mit sich bringen wirden;

b) der in Artikel 26 vorgesehene Informationsaustausch nicht MalRnahmen einschlief3t, die lediglich
der Beweisausforschung dienen (,.fishing expeditions); und

c) zur Auslegung des Artikels 26 neben den oben angeflhrten Grundsétzen auch die aus den
Kommentaren der OECD abzuleitenden Grundsétze zu beriicksichtigen sind.

Beachte fir folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 26A
Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steuern

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Vollstreckung von
Abgabenanspriichen. Diese Amtshilfe ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschrénkt. Die zustandigen
Behorden der Vertragsstaaten kdnnen in gegenseitigem Einvernehmen regeln, wie dieser Artikel
durchzuftihren ist.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,,Abgabenanspruch® bedeutet einen Betrag, der auf
Grund von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fiur Rechnung der Vertragsstaaten oder einer ihrer
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Gebietskorperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem Abkommen oder
anderen volkerrechtlichen Ubereinkiinften, denen die Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht widerspricht,
sowie mit diesem Betrag zusammenhédngende Zinsen, verwaltungsbehordliche Geldstrafen und Kosten
der Vollstreckung oder Sicherung.

(3) Ist der Abgabenanspruch eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar und
wird er von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die
Vollstreckung nicht verhindern kann, wird dieser Abgabenanspruch auf Ersuchen der zustandigen
Behdrde dieses Staates fur die Zwecke der Vollstreckung von der zustandigen Behdrde des anderen
Vertragsstaates anerkannt. Der Abgabenanspruch wird vom anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften
lber die Einbringung und Vollstreckung seiner eigenen Steuern vollstreckt, als handele es sich bei dem
Abgabenanspruch um einen Abgabenanspruch des anderen Staates.

(4) Handelt es sich bei dem Abgabenanspruch eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei dem
dieser Staat nach seinem Recht MaRnahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten kann, wird dieser
Abgabenanspruch auf Ersuchen der zustdndigen Behorde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von
SicherungsmalRnahmen von der zustandigen Behorde des anderen Vertragsstaats anerkannt. Der andere
Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften SicherungsmafRnahmen in Bezug auf diesen Abgabenanspruch
ein, als ware der Abgabenanspruch ein Abgabenanspruch dieses anderen Staates, selbst wenn der
Abgabenanspruch im Zeitpunkt der Einleitung dieser MalRnahmen im erstgenannten Staat nicht
vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die Vollstreckung zu
verhindern.

(5) Ungeachtet der Absétze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat fiir Zwecke der Absétze 3
oder 4 anerkannter Abgabenanspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjahrungsfristen oder den
Vorschriften Uber die vorrangige Behandlung eines Abgabenanspruchs nach dem Recht dieses Staates.
Ferner hat ein Abgabenanspruch, der von einem Vertragsstaat flir Zwecke der Absétze 3 oder 4 anerkannt
wurde, in diesem Staat nicht den Vorrang, den dieser Abgabenanspruch nach dem Recht des anderen
Vertragsstaats hat.

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Giiltigkeit oder der Hohe des
Abgabenanspruchs eines Vertragsstaats konnen nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehorden des
anderen Vertragsstaats eingeleitet werden.

(7) Verliert der betreffende Abgabenanspruch, nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaates nach den
Absatzen 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden Abgabenanspruch
vollstreckt und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat,

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Abgabenanspruch des
erstgenannten Staates, der nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person
geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die Vollstreckung nicht
verhindern kann, oder

b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Abgabenanspruch des
erstgenannten Staates, fiir den dieser Staat nach seinem Recht MaRnahmen zur Sicherung der
Vollstreckung einleiten kann,

teilt die zustandige Behorde des erstgenannten Staates dies der zustandigen Behdrde des anderen Staates
unverziglich mit und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das Ersuchen entweder
aus oder nimmt es zurlck.

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat

a) VerwaltungsmalRnahmen durchzufiihren, die von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieses
oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Malinahmen durchzuflhren, die dem Ordre public widerspréchen;

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen Mallnahmen zur
Vollstreckung oder Sicherung, die nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis moglich
sind, ausgeschopft hat;

d) Amtshilfe in Féllen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand fiir diesen Staat in einem
eindeutigen Missverhaltnis zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch erlangt.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2
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ARTIKEL 27
Diplomaten und Konsularbeamte

Dieses Abkommen berihrt nicht die steuerlichen Vorrechte, die Personen nach den allgemeinen
Regeln des Vélkerrechts oder auf Grund besonderer Ubereinkiinfte zustehen.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum; vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 28
Anspruch auf Verginstigungen

Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine Verglnstigung nach dem
Abkommen nicht flr bestimmte Einkiinfte oder Vermdgenswerte gewahrt, wenn unter Beriicksichtigung
aller mal3geblichen Tatsachen und Umstande die Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser
Verglnstigung einer der Hauptzwecke einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder
mittelbar zu dieser Verglnstigung geflihrt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewéhrung
dieser Vergunstigung unter diesen Umstanden mit dem Ziel und Zweck der einschldgigen Bestimmungen
dieses Abkommens im Einklang steht.*

Beachte flr folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 29
Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
madglich in Wien ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am 1. Tag des dritten Monats in Kraft, das dem Monat folgt, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist, und seine Bestimmungen finden Anwendung

a) in Korea:

i) in bezug auf an der Quelle erhobene Steuern auf die Betrdge, die am oder nach dem 1. Janner
des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr folgt, in dem die Ratifikationsurkunden
ausgetauscht wurden, an nichtanséssige Personen gezahlt oder gutgeschrieben werden; und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Janner des
Kalenderjahres beginnen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem der Austausch der
Ratifikationsurkunden erfolgt ist;

b) in Osterreich:

i) in bezug auf an der Quelle erhobenen Steuern auf die Betrdge, die am oder nach dem 1. Janner
des Kalenderjahres, das dem Kalenderjahr folgt, in dem der Austausch der
Ratifikationsurkunden erfolgt ist, bezahlt werden; und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Janner des
Kalenderjahres beginnen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem der Austausch der
Ratifikationsurkunden erfolgt ist.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

ARTIKEL 30
Kindigung

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, kann aber von jedem Vertragsstaat am oder
vor dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf von fiinf Jahren nach dem Jahr, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden hat, durch eine dem anderen Vertragsstaat auf
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diplomatischem Weg zuzustellende schriftliche Mitteilung gekiindigt werden. In diesem Fall findet das
Abkommen nicht mehr Anwendung:
a) in Korea:

i) in bezug auf an der Quelle erhobene Steuern auf die Betrége, die am oder nach dem 1. Janner
des auf die Kundigung folgenden Kalenderjahres an nichtansdssige Personen gezahlt oder
gutgeschrieben werden; und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Janner des auf die
Kiindigung folgenden Kalenderjahres beginnen;

b) in Osterreich:

i) in bezug auf an der Quelle erhobene Steuern auf die Betrége, die am oder nach dem 1. Janner
des auf die Kindigung folgenden Kalenderjahres gezahlt werden; und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steuerjahre, die am oder nach dem 1. Janner des auf die
Kiindigung folgenden Kalenderjahres beginnen.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollméachtigten dieses Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN in zweifacher Ausfertigung in Seoul am 8. Oktober 1985 in englischer Sprache.

Beachte fur folgende Bestimmung
zum Bezugszeitraum: vgl. Art. 28 Abs. 2

PROTOKOLL

Anlaglich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik
Korea zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen sind die Unterzeichneten ibereingekommen,
daR die nachstehenden Bestimmungen Bestandteil des Abkommens sind.

1. In bezug auf Artikel 2 Absatz 3 lit. a wird davon ausgegangen, dall das Abkommen fir die
koreanische Verteidigungsabgabe gilt, soweit sie im Verhdltnis zur Einkommensteuer oder zur
Kdrperschaftsteuer erhoben wird.

2. In bezug auf Artikel 8 Absatz 1 sollen Einkilinfte aus dem Betrieb von Seeschiffen, die zum
Fischfang, zum Fangen mit Schleppnetzen oder Zugnetzen verwendet werden, als Einkinfte
behandelt werden, die unter diesen Absatz fallen.

ZU URKUND DESSEN haben die Unterfertigten dieses Protokoll, das in gleicher Weise verbindlich
und gultig sein soll, als ob es Wort fir Wort in das Abkommen aufgenommen ware, unterzeichnet.

GESCHEHEN in Seoul in zwei Urschriften am 8. Oktober 1985 in englischer Sprache.
Artikel 9
(Anm.: aus BGBI. 111 Nr. 68/2002, zu den Art. 2, 10, 12, 13, 14, 19, 20 und 23, BGBI. Nr. 486/1987)

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie mdglich
in Wien ausgetauscht.

(2) Dieses Protokoll tritt am 15. Tag nach dem Zeitpunkt des Austausches der Ratifikationsurkunden
in Kraft und seine Bestimmungen finden Anwendung auf Steuern, die fiir Steuerjahre erhoben werden,
die am oder nach dem 1. Janner in dem Kalenderjahr beginnen, welches jenem unmittelbar folgt, in dem
das Protokoll in Kraft tritt.
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LATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 1987

Ausgegeben am 8. Oktober 1987

178. Stiick

486. Abkommen zwischen der Republik Osterreich und der Republik Korea zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiet der Steu-
ern vom Einkommen und vom Vermégen samt Protokoll
(NR: GP XVI RV 792 AB 955 S. 143. BR: AB 3137 S. 477.)

486.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschlufl des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt.

CONVENTION

BETWEEN THE REPUBLIC OF AUS-

TRIA AND THE REPUBLIC OF KOREA

FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE

TAXATION AND THE PREVENTION

OF FISCAL EVASION WITH RESPECT

TO TAXES ON INCOME AND ON CAPI-
TAL

The Republic of Austria and the Republic of
Korea,

22

(Ubersetzung)
ABKOMMEN

ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTER-
REICH UND DER REPUBLIK KOREA
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBE-
STEUERUNG UND ZUR VERHINDE-
RUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF
DEM GEBIET DER STEUERN VOM EIN-
KOMMEN UND VOM VERMOGEN

Die Republik Osterreich und die Republik
Korea,

287
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Desiring to conclude a Convention for the avoid-
ance of double taxation and the prevention of fiscal
evasion with respect to taxes on income and on
capital,

Have agreed as follows:

ARTICLE 1
Personal Scope

This Convention shall apply to persons who are
residents of one or both of the Contracting States.

ARTICLE 2
Taxes Covered

1. This Convention shall apply to taxes on
income and on capital imposed on behalf of a Con-
tracting State or of its political subdivisions or local
authorities, irrespective of the manner in which
they are levied.

2. There shall be regarded as taxes on income
and on capital all taxes imposed on total income,
on total capital, or on elements of income or of
capital, including taxes on gains from the alienation
of movable or immovable property, taxes on the
total amounts of wages or salaries paid by enter-
prises, as well as taxes on capital appreciation.

3. The existing taxes to which this Convention
shall apply are:
(a) in the case of Korea:
(i) the income tax;
(i1) the corporation tax; and

(iii) the inhabitant tax where charged by ref-
erence to the income tax or the corpora-
tion tax (hereinafter referred to as
“Korean Tax™);

(b) in the case of Austria:
(i) the income tax (die Einkommensteuer);
(i1) the corporation tax (die Kérperschaft-
steuer);

(iif) the tax on interest yields (die Zinsertrag-
steuer);

(iv) the directors tax (die Aufsichtsratsab-
gabe);

(v) the capital tax (die Vermégensteuer);

(vi) the tax on property eluding death duties
(die Abgabe von Vermégen, die der Erb-
schaftssteuer entzogen sind);

(vii) the tax on commercial and industrial
enterprises, including the tax levied on
the sum of wages (die Gewerbesteuer
einschliellich der Lohnsummensteuer);

(viii) the land tax (die Grundsteuer);

(ix) the tax on agricultural and forestry enter-
prises (die Abgabe von land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben);
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von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver-
hinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermégen
abzuschlieflen,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1
Personlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt fiir Personen, die in
einem Vertragsstaat oder in beiden Vertragsstaaten
ansissig sind.

ARTIKEL 2
Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Riicksicht auf
die Art der Erhebung, fiir Steuern vom Einkommen
und vom Vermégen, die fiir Rechnung eines Ver-
tragsstaats oder seiner Gebietskérperschaften erho-
ben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mdgen gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkom-
men, vom Gesamtvermdgen oder von Teilen des
Einkommens oder des Vermégens erhoben werden,
einschliefllich der Steuern vom Gewinn aus der
Veriduflerung beweglichen oder unbeweglichen
Vermogens, der Lohnsummensteuern sowie der
Steuern vom Vermoégenszuwachs.

(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das
Abkommen gilt, gehdren
a) in Korea:
1) die Einkommensteuer;
ii} die Kérperschaftsteuer; und
ii)) die im Zusammenhang mit der Einkom-
men- oder Kérperschaftsteuer erhobene
Einwohnersteuer (im folgenden als
,koreanische Steuer bezeichnet);
b) in Osterreich:
1) die Einkommensteuer;
i) die Korperschaftsteuer;

iil) die Zinsertragsteuer;
iv) die Aufsichtsratsabgabe;

v) die Vermdgensteuer;
vi) die Abgabe von Vermdgen, die der Erb-
schaftssteuer entzogen sind;
vii) die Gewerbesteuer einschliefllich der
Lohnsummensteuer;

viil) die Grundsteuer;
ix) die Abgabe von land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben;
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(x) the contributions from agricultural and
forestry enterprises to the fund for the
equalization of family burdens (die Bei-
trige von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben zum Ausgleichsfonds fiir Fami-
lienbeihilfen);

(xi) the tax on the value of vacant plots (die
Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten
Grundstiicken)

(hereinafter referred to as ‘“Austrian
Tax™).

4. The Convention shall apply also to any iden-
tical or substantially similar taxes which are
imposed after the date of signature of the Conven-
tion in addition to, or in place of, the existing taxes.
The competent authorities of the Contracting
States shall notify each other of any substantial
changes which have been made in their respective
taxation laws.

ARTICLE 3
General Definitions

1. For the purposes of this Convention, unless
the context otherwise requires:

(a) the term “Korea” means the territory of the
Republic of Korea including any area adja-
cent to the territorial sea of the Republic of
Korea which, in accordance with interna-
tional law, has been or may hereafter be
designated under the laws of the Republic of
Korea as an area within which the sovereign
rights of the Republic of Korea with respect
to the sea-bed and sub-soil and their natural
resources may be exercised;

(b) the term “Austria” means the Republic of
Austria;

(c) the terms “a Contracting State” and “the
other Contracting State” mean Korea or Aus-
tria as the context requires;

(d) the term “tax” means Korean tax or Austrian
tax, as the context requires;

(e) the term “person” includes an individual, a
company and any other body of persons;

(f) the term “company” means any body corpo-
rate or any entity which is treated as a body
corporate for tax purposes;

(g) the term “enterprise of a Contracting State”
and “enterprise of the other Contracting
State” mean, respectively, an enterprise car-
ried on by a resident of a Contracting State
and an enterprise carried on by a resident of
the other Contracting State;
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x) die Beitrige von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds fiir Familienbeihilfen;

xi) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebau-
ten Grundstiicken (im folgenden als
nosterreichische Steuer™ bezeichnet).

(4) Das Abkommen gilt auch fiir alle Steuern
gleicher oder im wesentlichen dhnlicher Art, die
nach der Unterzeichnung des Abkommens neben
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erho-
ben werden. Die zustindigen Behdrden der Ver-
tragsstaaten teilen einander die in ihren Steuerge-
setzen eingetretenen wesentlichen Anderungen mit.

ARTIKEL 3
Allgemeine Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nicht anderes erfordert,

a) bedeutet der Ausdruck ,,Korea® das Gebiet
der Republik Korea einschliefllich der an die
Hoheitsgewisser der Republik Korea angren-
zenden Gebiete, die nach dem Recht der
Republik Korea und in Ubereinstimmung mit
dem Volkerrecht derzeit oder in Zukunft als
Gebiete bestimmt werden, in denen die Repu-
blik Korea Hobheitsrechte hinsichtlich des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes
sowie ihrer Bodenschitze ausiiben darf;

b) bedeutet der Ausdruck ,,Osterreich die

Republik Osterreich;

¢) bedeuten die Ausdriicke ,ein Vertragsstaat
und ,,der andere Vertragsstaat™, je nach dem
Zusammenhang, Korea oder Osterreich;

~—

d) bedeutet der Ausdruck ,,Steuer®, je nach dem
Zusammenhang, die koreanische oder die
osterreichische Steuer;

¢) umfaflt der Ausdruck ,,Person* natiirliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen;

f) bedeutet der Ausdruck ,,Gesellschaft® juristi-
sche Personen oder Rechtstriger, die fiir die
Besteuerung wie juristische Personen behan-
delt werden;

g) bedeuten die Ausdriicke ,,Unternehmen eines
Vertragsstaats* und ,,Unternchmen des ande-
ren Vertragsstaats™, je nachdem, ein Unter-
nehmen, das von einer in einem Vertragsstaat
ansissigen Person betrieben wird, oder ein
Unternehmen, das von einer im anderen Ver-
tragsstaat ansissigen Person betrieben wird;
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(h) the term “national” means:
(i) all individuals possessing the nationality
of a Contracting State;
(ii) all legal persons, partnerships and asso-
ciations deriving their status as such from
the laws in force in a Contracting State.

(i) the term “international traffic” means any
transport by a ship or aircraft operated by an
enterprise of a Contracting State, except
when the ship or aircraft is operated solely
between places in the other Contracting
State;

() the term “competent authority” means:

(i) in the case of Korea, the Minister of Fi-
nance or his authorized representative;

(ii) in the case of Austria, the Federal Minis-
ter of Finance.

2. As regards the application of the Convention
by a Contracting State any term not defined therein
shall, unless the context otherwise requires, have
the meaning which it has under the law of that
State concerning the taxes to which the Convention
applies.

ARTICLE 4
Resident

1. For the purposes of this Convention, the term
“resident of a Contracting State” means any person
who, under the laws of that State, is liable to tax
therein by reason of his domicile, residence, place
of head or main office, place of management or
any other criterion of a similar nature. But this term
does not include any person who is liable to tax in
that State in respect only of income from sources in
that State or capital situated therein.

2. Where by reason of the provisions of para-
graph 1 an individual is a resident of both Con-
tracting States, then his status shall be determined
as follows:

(a) he shall be deemed to be a resident of the
State in which he has a permanent home
available to him; if he has a permanent home
available to him in both States, he shall be
deemed to be a resident of the State with
which his personal and economic relations are
closer (centre of vital interests);

(b) if the State in which he has his centre of vital
interests cannot be determined, or if he has
not a permanent home available to him in
either State, he shall be deemed to be a resi-
dent of the State in which he has an habitual
abode;
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h) bedeutet der Ausdruck ,,Staatsangehérige*:
i) natiirliche Personen, die die Staatsange-
horigkeit eines Vertragsstaats besitzen;
ii) juristische Personen, Personengesell-
schaften und andere Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragsstaat
geltenden Recht errichtet worden sind;

i) bedeutet der Ausdruck ,internationaler Ver-
kehr* jede Beférderung mit einem Seeschiff
oder Luftfahrzeug, das von einem Unterneh-
men eines Vertragsstaats betrieben wird, es sei
denn, das Seeschiff oder Luftfahrzeug wird
ausschlieffilich zwischen Orten im anderen
Vertragsstaat betrieben;

j) bedeutet  der  Ausdruck
Behorde*:

i) in Korea: den Finanzminister oder seinen
bevollmichtigten Vertreter;

ii) in Osterreich: den Bundesminister fiir
Finanzen.

»zustindige

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates iiber die Steuern
zukommt, fiir die das Abkommen gilt.

ARTIKEL 4
Ansissige Person

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck ,.eine in einem Vertragsstaat ansissige
Person® eine Person, die nach dem Recht dieses
Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres
stindigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Hauptnie-
derlassung, des Ortes ihrer Geschiftsleitung oder
eines anderen ihnlichen Merkmals steuerpflichtig
ist. Der Ausdruck umfaflt jedoch nicht eine Person,
die in diesem Staat nur mit Einkiinften aus Quellen
in diesem Staat oder mit in diesem Staat gelegenem
Vermégen steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natiirliche Person in
beiden Vetragsstaaten ansissig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Staat ansissig, in
dem sie iiber eine stindige Wohnstitte ver-
fiigt; verfiigt sie in beiden Staaten iiber eine
stindige Wohnstitte, so gilt sie als in dem
Staat ansissig, zu dem sie die engeren persén-
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt ihrer
Lebensinteressen hat, oder verfiigt sie in kei-
nem der Staaten iiber eine stindige Wohn-
stitte, so gilt sie als in dem Staat ansissig, in
dem sie ihren gewshnlichen Aufenthalt hat;
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(c) if he has an habitual abode in both States or
in neither of them, he shall be deemed to be a
resident of the State of which he is a national;

(d) if he is a national of both States or of neither
of them, the competent authorities of the
Contracting States shall endeavour 1o settle
the question by mutual agreement.

3. Where by reason of the provisions of para-
graph 1 a person other than an individual is a resi-
dent of both Contracting States, then it shall be
deemed to be a resident of the State in which its
place of effective management is situated. In case of
doubts the competent authorities of the Contract-
ing States shall settle the question by mutual agree-
ment.

ARTICLE 5
Permanent Establishment

1. For the purposes of this Convention, the term
“permanent establishment” means a fixed place of
business through which the business of an enter-
prise is wholly or partly carried on.

2. The term “permanent establishment” includes
especially:
(a) a place of management,
(b) a branch,
(c) an office,
(d) a factory,
(e) a workshop, and
(f) a mine, an oil or gas well, a quarry or any
other place of extraction of natural resources.

3. A building site or construction or installation
project constitutes a permanent establishment only
if it lasts more than twelve months.

4. Notwithstanding the preceding provisions of
this Article, the term “permanent establishment”
shall be deemed not to include:

(a) the use of facilities solely for the purpose of

storage, display or delivery of goods or mer-
chandise belonging to the enterprise;

(b) the maintenance of a stock of goods or mer-
chandise belonging to the enterprise solely for
the purpose of storage, display or delivery;

(c) the maintenance of a stock of goods or mer-
chandise belonging to the enterprise solely for
the purpose of processing by another enter-
prise;

(d) the maintenance of a fixed place of business
solely for the purpose of purchasing goods or
merchandise or of collecting information, for
the enterprise;
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c) hat die Person ihren gewshnlichen Aufenthalt
in beiden Staaten oder in keinem der Staaten,
so gilt ste als in dem Staat ansissig, dessen
Staatsangehdriger sie ist;

d) ist die Person Staatsangehoriger beider Ver-
tragsstaaten oder keines der Vertragsstaaten,
so werden sich die zustindigen Behorden der
Vertragsstaaten bemiihen, die Frage in gegen-
seitigem Einvernehmen zu regeln.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als etne natiirli-
che Person in beiden Vertragsstaaten ansissig, so
gilt sie als in dem Staat ansissig, in dem sich der
Ort ihrer tatsichlichen Geschiftsleitung befindet.
In Zweifelsfillen regeln die zustindigen Behdrden
der Vertragsstaaten die Frage in gegenseitigem Ein-
vernehmen.

ARTIKEL 5
Betriebsstitte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck ,,Betriebsstitte eine feste Geschiftsein-
richtung, durch die die Titigkeit eines Unterneh-
mens ganz oder teilweise ausgeiibt wird.

(2) Der Ausdruck ,,Betriebsstitte” umfafit insbe-
sondere:

a) einen Ort der Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,

c) eine Geschiftsstelle,

d) eine Fabrikationsstitte,

e) eine Werkstitte und

f) ein Bergwerk, ein Ol- oder Gasvorkommen,
einen Steinbruch oder eine andere Stitte der
Ausbeutung von Bodenschitzen.

(3) Eine Bauvausfiilhrung oder Montage ist nur
dann eine Betriebsstitte, wenn ihre Dauer zwolf
Monate iiberschreitet.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels gelten nicht als Betriebsstitten:

a) Einrichtungen, die ausschliefflich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Giitern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestinde von Giitern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschlieflich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

¢) Bestinde von Giitern oder Waren des Unter-
nehmens, die ausschlieflich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unter-
nehmen bearbeitet oder verarbeitet zu wer-
den;

d) eine feste Geschiftseinrichtung, die aus-
schliefllich zu dem Zweck unterhalten wird,
fiir das Unternehmen Giiter oder Waren ein-
zukaufen oder Informationen zu beschaffen;
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(e) the maintenance of a fixed place of business
solely for the purpose of carrying on, for the
enterprise, any other activity of a preparatory
or auxiliary character;

(f) the maintenance of a fixed place of business
solely for any combination of activities men-
tioned in subparagraphs a) to e), provided
that the overall activity of the fixed place of
business resulting from this combination is of
a preparatory or auxiliary character.

5. Notwithstanding the provisions of para-
graphs t and 2, where a person — other than an
agent of an independent status to whom para-
graph 6 applies — is acting on behalf of an enter-
prise and has, and habitually exercises, in a Con-
tracting State an authority to conclude contracts in
the name of the enterprise, that enterprise shall be
deemed to have a permanent establishment in that
State in respect of any activities which that person
undertakes for the enterprise, unless the activities
of such person are limited to those mentioned in
paragraph 4 which, if exercised through a fixed
place of business, would not make this fixed place
of business a permanent establishment under the
provisions of that paragraph.

6. An enterprise shall not be deemed to have a
permanent establishment in a Contracting State
merely because it carries on business in that State
through a broker, general commission agent or any
other agent of an independent status, provided that
such persons are acting in the ordinary course of
their business.

7. The fact that a company which is a resident of
a Contracting State controls or is controlled by a
company which is a resident of the other Contract-
ing State, or which carries on business in that other
State (whether through a permanent establishment
or otherwise), shall not of itself constitute either
company a permanent establishment of the other.

ARTICLE 6
Income from Immovable Property

1. Income derived by a resident of a Contracting
State from immovable property (including income
from agriculture or forestry) situated in the other
Contracting State may be taxed in that other State.

2. The term “immovable property” shall have the
meaning which it has under the law of the Con-
tracting State in which the property in question is
situated. The term shall in any case include prop-
erty accessory to immovable property, livestock and
equipment used in agriculture and forestry, rights
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) eine feste Geschiftseinrichtung, die aus-
schliefllich zu dem Zweck unterhalten wird,
fiir das Unternehmen andere Titigkeiten aus-
zuiiben, die vorbereitender Art sind oder eine
Hilfstitigkeit darstellen;

f) eine feste Geschiftseinrichtung, die aus-
schliefflich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter den lit. a bis e genannten
Titigkeiten auszuiiben, vorausgesetzt, dafl
die sich daraus ergebende Gesamttitigkeit der
festen Geschiftseinrichtung vorbereitender
Art ist oder eine Hilfstatigkeit darstellt.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unab-
hingigen Vertreters im Sinne des Absatzes 6 — fiir
ein Unternehmen titig und besitzt sie in einem Ver-
tragsstaat die Vollmacht, im Namen des Unterneh-
mens Vertrige abzuschlieen, und iibt sie die Voll-
macht dort gewdhnlich aus, so wird das Unterneh-
men ungeachtet der Absitze 1 und 2 so behandelt,
als habe es in diesem Staat fiir alle von der Person
fiir das Unternehmen ausgeiibten Titigkeiten eine
Betriebsstitwe, es sei denn, diese Titigkeiten
beschrinken sich auf die in Absatz 4 genannten
Titigkeiten, die, wiirden sie durch eine feste
Geschiftseinrichtung ausgeiibt, diese Einrichtung
nach dem genannten Absatz nicht zu einer
Betriebsstitte machen.

(6) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb
so behandelt, als habe es eine Betriebsstitte in
einem Vertragsstaat, weil es dort seine Titigkeit
durch einen Makler, Kommissionir oder einen
anderen unabhingigen Vertreter ausiibt, sofern
diese Personen im Rahmen ihrer ordentlichen
Geschiftstitigkeit handeln.

(7) Allein dadurch, daf eine in einem Vertrags-
staat ansissige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die im anderen Vertragsstaat ansissig ist oder
dort (entweder durch eine Betriebsstitte oder auf
andere Weise) ihre Titigkeit ausiibt, wird keine der
beiden Gesellschaften zur Betriebsstitte der ande-
ren.

ARTIKEL 6
Einkiinfte aus unbeweglichem Vermégen

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansissige Person aus unbeweglichem Vermogen
(einschliefflich der Einkiinfte aus land- und forst-
wirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im anderen
Vertragsstaat liegt, diirfen im anderen Staat besteu-
ert werden.

(2) Der Ausdruck ,,unbewegliches Vermégen®
hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des
Vertragsstaats zukommt, in dem das Vermdgen
liegt. Der Ausdruck umfafit in jedem Fall das Zube-
hér zum unbeweglichen Vermégen, das lebende
und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher
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to which the provisions of general law respecting
landed property apply, usufruct of immovable pro-
perty and rights to variable or fixed payments as
consideration for the working of, or the right to
work, mineral deposits, sources and other natural
resources; ships and aircraft shall not be regarded
as immovable property.

3. The provisions of paragraph 1 shall apply to
income derived from the direct use, letting, or use
in any other form of immovable property.

4. The provisions of paragraphs 1 and 3 shall also
apply to the income from immovable property of an
enterprise and to income from immovable property
used for the performance of independent personal
services.

ARTICLE 7
Business Profits

1. The profits of an enterprise of a Contracting
State shall be taxable only in that State unless the
enterprise carries on business in the other Contract-
ing State through a permanent establishment situ-
ated therein. If the enterprise carries on business as
aforesaid, the profits of the enterprise may be taxed
in the other State but only so much of them as is
attributable to that permanent establishment.

2. Subject to the provisions of paragraph 3 where
an enterprise of a Contracting State carries on busi-
ness in the other Contracting State through a per-
manent establishment situated therein, there shall in
each Contracting State be attributed to that perma-
nent establishment the profits which it might be
expected to make if it were a distinct and separate
enterprise engaged in the same or similar activities
under the same or similar conditions and dealing
wholly independently with the enterprise of which
it is a permanent establishment.

3. In determining the profits of a permanent
establishment, there shall be allowed as deductions
expenses which are incurred for the purposes of the
permanent establishment, including executive and
general administrative expenses so incurred,
whether in the State in which the permanent estab-
lishment is situated or elsewhere.

4. No profits shall be attributed to a permanent
establishment by reason of the mere purchase by
that permanent establishment of goods or merchan-
dise for the enterprise.

5. For the purposes of the preceding paragraphs,
the profits to be attributed to the permanent estab-
lishment shall be determined by the same method
year by year unless there is good and sufficient rea-
son to the contrary.
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Betriebe, die Rechte, fiir die die Vorschriften des
Privatrechts iiber Grundstiicke gelten, Nutzungs-
rechte an unbeweglichem Vermégen sowie Rechte
auf verinderliche oder feste Vergiitungen fiir die
Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Boden-
schidtzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht
als unbewegliches Vermogen.

(3) Absatz 1 gilt fiir Einkiinfte aus der unmittel-
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung
sowie jeder anderen Art der Nutzung unbewegli-
chen Vermégens.

(4) Die Absdtze 1 und 3 gelten auch fiir Ein-
kiinfte aus unbeweglichem Vermogen eines Unter-
nehmens und fiir Einkiinfte aus unbeweglichem
Vermdgen, das der Ausiibung einer selbstindigen
Arbeit dient.

ARTIKEL 7
Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staats diirfen nur in diesem Staat besteuert werden,
es sei denn, das Unternehmen iibt seine Titigkeit
im anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene
Betriebsstitte aus. Ubt das Unternehmen seine
Titigkeit auf diese Weise aus, so diirfen die
Gewinne des Unternehmens im anderen Staat
besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser
Betriebsstitte zugerechnet werden kénnen.

(2) Ubt ein Unternehmen eines Vertragsstaats
seine Titigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine
dort gelegene Betriebsstitte aus, so werden vorbe-
haltlich des Absatzes 3 in jedem Vertragsstaat die-
ser Betriebsstitie die Gewinne zugerechnet, die sie
hitte erzielen kdnnen, wenn sie eine gleiche oder
dhnliche Titigkeit unter gleichen oder #hnlichen
Bedingungen als selbstindiges Unternehmen ausge-
tibt hitte und im Verkehr mit dem Unternehmen,
dessen Betriebsstitte sie ist, vollig unabhingig
gewesen wire.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebsstiue werden die fiir diese Betriebsstitte
entstandenen Aufwendungen, einschliefllich der
Geschiftsfithrungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgiiltig, ob sie
in dem Staat, in dem die Betriebsstitte liegt, oder
anderswo entstanden sind.

(4) Auf Grund des bloflen Einkaufs von Giitern
oder Waren fiir das Unternehmen wird einer
Betriebsstitte kein Gewinn zugerechnet.

(5) Bei der Anwendung der vorstehenden
Absitze sind die der Betriebsstitte zuzurechnenden
Gewinne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es
sei denn, daf} ausreichende Griinde dafiir bestehen,
anders zu verfahren.
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6. Where profits include items of income which
are dealt with separately in other Articles of this
Convention, then the provisions of those Articles
shall not be affected by the provisions of this Arti-
cle.

7. The term “profits” as used in this Article
includes the profits derived by any partner from his
participation in a partnership and, in the case of
Austria, from a participation in a sleeping partner-
ship (Stille Gesellschaft) created under Austrian
law.

ARTICLE 8
Shipping and Air Transport

1. Profits of an enterprise of a Contracting State
from the operation of ships or aircraft in interna-
tional traffic shall be taxable only in that State.

2. The provisions of paragraph 1 shall also apply
to profits derived from the participation in a pool, a
joint business or an international operating agency.

3. In respect of the operation of ships or aircraft
in international traffic carried on by an enterprise
of a Contracting State, that enterprise, if an enter-
prise of Austria, shall also be exempt from the value
added tax in Korea and, if an enterprise of Korea,
shall also be exempt from any tax similar to the
value added tax in Korea which may hereafter be
imposed in Austria.

ARTICLE 9
Associated Enterprises

Where

(a) an enterprise of a Contracting State partici-
pates directly or indirectly in the manage-
ment, control or capital of an enterprise of
the other Contracting State, or

(b) the same persons participate directly or indi-
rectly in the management, control or capital
of an enterprise of a Contracting State and an
enterprise of the other Contracting State,

and in either case conditions are made or imposed
between the two enterprises in their commercial or
financial relations which differ from those which
would be made between independent enterprises,
then any profits which would, but for those condi-
tions, have accrued to one of the enterprises, but,
by reason of those conditions, have not so accrued,
may be included in the profits of that enterprise
and taxed accordingly.
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(6) Gehsren zu den Gewinnen Einkiinfte, die in
anderen Artikeln dieses Abkommens behandelt
werden, so werden die Bestimmungen jener Artikel
durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht
beriihrt.

(7) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
»Gewinne* umfafit auch Gewinne eines Gesell-
schafters aus seiner Beteiligung an einer Personen-
gesellschaft und im Fall Osterreichs aus der Beteili-
gung an einer stillen Gesellschaft des &ster-
reichischen Rechts.

ARTIKEL 8
Schiffahrt und Luftfahrt

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertrags-
staats aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft-
fahrzeugen im internationalen Verkehr diirfen nur
in diesem Staat besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt auch fiir Gewinne aus der Betei-
ligung an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft
oder einer internationalen Betriebsstelle.

(3) In bezug auf den Betrieb von Seeschiffen und
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr durch
ein Unternehmen eines Vertragstaats, sind oster-
reichische Unternehmen auch von der Mehrwert-
steuer in Korea und koreanische Unternehmen von
allen Steuern befreit, die derzeit oder kiinftig in
Osterreich erhoben werden und der koreanischen
Mehrwertsteuer entsprechen.

ARTIKEL 9
Verbundene Unternehmen

Wenn

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmit-
telbar oder mittelbar an der Geschiftsleitung,
der Kontrolle oder dem Kapital eines Unter-
nehmens des anderen Vertragsstaats beteiligt
ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschiftsleitung, der Kontrolle
oder dem Kapital eines Unternehmens eines
Vertragsstaats und eines Unternehmens des
anderen Vertragsstaats beteiligt sind

und in diesen Fillen die beiden Unternehmen in
ithren kaufminnischen oder finanziellen Beziehun-
gen an vereinbarte oder auferlegte Bedingungen
gebunden sind, die von denen abweichen, die unab-
hingige Unternehmen miteinander vereinbaren
wiirden, so diirfen die Gewinne, die eines der
Unternehmen ohne diese Bedingungen erzielt
hitte, wegen dieser Bedingungen aber nicht erzielt
hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerech-
net und entsprechend besteuert werden.
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ARTICLE 10
Dividends

1. Dividends paid by a company which is a resi-
dent of a Contracting State to a resident of the
other Contracting State may be taxed in that other
State.

2. However, such dividends may also be taxed in
the Contracting State of which the company paying
the dividends is a resident and according to the
laws of that State, but if the recipient is the benefi-
cial owner of the dividends the tax so charged shall
not exceed:

(a) 10 per cent of the gross amount of the divi-
dends if the beneficial owner is a company
(other than a partnership) which holds
directly at least 10 per cent of the capital of
the company paying the dividends;

(b) 15 per cent of the gross amount of the divi-
dends in all other cases.

This paragraph shall not affect the taxation of the
company in respect of the profits out of which the
dividends are paid.

3. The term “dividends” as used in this Article
means income from shares, “jouissance” shares or
“jouissance” rights, mining shares, founders’ shares
or other rights, not being debt-claims, participating
in profits, as well as income from other corporate
rights which is subjected to the same taxation treat-
ment as income from shares by the laws of the State
of which the company making the distribution is a
resident.

4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not
apply if the beneficial owner of the dividends, being
a resident of a Contracting State, carries on busi-
ness in the other Contracting State of which the
company paying the dividends is a resident,
through a permanent establishment situated therein
and the holding in respect of which the dividends
are paid is effectively connected with such perma-
nent establishment. In such case the provisions of
Article 7 shall apply.

5. Where a company which is a resident of a
Contracting State derives profits or income from
the other Contracting State, that other State may
not impose any tax on the dividends paid by the
company, except insofar as such dividends are paid
to a resident of that other State or insofar as the
holding in respect of which the dividends are paid
is effectively connected with a permanent establish-
ment in that other State, nor subject the company’s
undistributed profits to a tax on the company’s
undistributed profits, even if the dividends paid or
the undistributed profits consist wholly or partly of
profits or income arising in such other State.
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ARTIKEL 10
Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat
ansissige Gesellschaft an eine im anderen Vertrags-
staat ansissige Person zahlt, diirffen im anderen
Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden diirfen jedoch auch in dem
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansissig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber,
wenn der Empfinger der Dividenden der Nut-
zungsberechtigte ist, nicht iibersteigen:

a) 10 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden, wenn der Nutzungsberechtigte eine
Gesellschaft (jedoch keine Personengesell-
schaft) ist, die unmittelbar tiber mindestens 10
vom Hundert des Kapitals der die Dividen-
den zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden in allen anderen Fillen.

Dieser Absatz berithrt nicht die Besteuerung der
Gesellschaft in bezug auf die Gewinne, aus denen
die Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
»Dividenden bedeutet Einkiinfte aus Aktien,
Genuflaktien oder Genuflscheinen, Kuxen, Griin-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein-
kiinfte, die nach dem Recht des Staates, in dem die
ausschiittende Gesellschaft ansissig ist, den Ein-
kiinften aus Aktien steuerlich gleichgestellt sind.

(4) Die Absitze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansissige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem
die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansissig
ist, eine gewerbliche Titigkeit durch eine dort gele-
gene Betriebsstitte ausiibt und die Beteiligung, fiir
die die Dividenden gezahlt werden, tatsichlich zu
dieser Betriebsstitte gehort. In diesem Fall ist Arti-
kel 7 anzuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansissige
Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat
weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividen-
den besteuern, es sei denn, daf diese Dividenden an
eine im anderen Staat ansissige Person gezahlt
werden oder dafl die Beteiligung, fiir die die Divi-
denden gezahlt werden, tatsichlich zu einer im
anderen Staat gelegenen Betriebsstitte gehort,
noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fiir
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst
wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtaus-
geschiitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im
anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkiinften
bestehen.

288



2660
ARTICLE 11

Interest

1. Interest arising in a Contracting State and paid
to a resident of the other Contracting State may be
taxed in that other State.

2. However, such interest may also be taxed in
the Contracting State in which it arises and accord-
ing to the laws of that State, but if the recipient is
the beneficial owner of the interest the tax so
charged shall not exceed 10 per cent of the gross
amount of the interest.

3. Notwithstanding the provisions of para-
graph 2,

(a) Interest arising in a Contracting State and
received by the Government of the other
Contracting State including a political subdi-
vision or a local authority thereof or the cen-
tral bank of that other Contracting State shall
be taxable only in that other Contracting
State.

(b) Interest arising in a Contracting State in
respect of loans or credits made or guaran-
teed,

— in the case of Korea, by the Export Import
Bank of Korea;

— in the case of Ausuria by the Osterrei-
chische Kontrollbank Aktiengesellschaft;

and paid to a resident of the other Contract-

ing State shall be taxable only in that other

State.

(¢) Interest paid in connection with the sale on
credit of any industrial, commercial or scien-
tific equipment, or paid in connection with
the sale on credit of any merchandise by one
enterprise to another enterprise shall be tax-
able only in the Contracting State of which
the beneficiary is a resident.

4. The term “interest” as used in this Article
means income from debt claims of every kind
whether or not secured by mortgage and whether
or not carrying a right to participate in the debtor’s
profits, and in particular, income from government
securities and income from bonds or debentures,
including premiums and prizes attaching to such
securities, bonds or debentures.

5. The provisions of paragraphs 1, 2 and 3 shall
not apply if the beneficial owner of the interest,
being a resident of a Contracting State, carries on
business in the other Contracting State in which the
interest arises, through a permanent establishment
situated therein and the debt claim in respect of
which the interest is paid is effectively connected
with such permanent establishment. In such case
the provisions of Article 7 shall apply.
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ARTIKEL 11
Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen
und an eine im anderen Vertragsstaat ansissige
Person gezahlt werden, diirfen im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Diese Zinsen diirfen jedoch auch in dem Ver-
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber, wenn der Empfinger der Zinsen der Nut-
zungsberechtigte ist, 10 vom Hundert des Bruuobe-
trages der Zinsen nicht iibersteigen.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 diirfen

a) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen
und von der Regierung des anderen Vertrags-
staats, einschliefflich seiner Gebietskorper-
schaften oder der Zentralbank des anderen
Vertragsstaats, bezogen werden, nur in die-
sem anderen Vertragsstaat besteuert werden;

b) aus einem Vertragsstaat stammende Zinsen
fur Forderungen oder Kredite, die in Korea
von der Koreanischen Export-Import Bank,
in Osterreich von der osterreichischen Kon-
trollbank Aktiengesellschaft finanziert oder
gesichert werden, und die einer im anderen
Vertragsstaat ansissigen Person gezahlt wer-
den, nur in diesem anderen Staat besteuert
werden;

c) Zinsen, die fiir Kreditkiufe von gewerblichen,
kaufminnischen oder wissenschaftlichen Aus-
riistungsgegenstinden oder in Verbindung
mit Kreditkiufen von Handelswaren von
einem Unternehmen an ein anderes Unter-
nehmen gezahlt werden, diirfen nur in dem
Vertragsstaat besteuert werden, in dem der
Nutzungsberechtigte ansissig ist.

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
»Zinsen® bedeutet Einkiinfte aus Forderungen
jeder Art, auch wenn die Forderungen durch
Pfandrechte an Grundstiicken gesichert oder mit
einer Beteiligung am Gewinn des Schuldners ausge-
stattet sind, und insbesondere Einkiinfte aus 6ffent-
lichen Anleihen und aus Obligationen, einschliefi-
lich der damit verbundenen Aufgelder und der
Gewinne aus Losanleihen.

(5) Die Absitze 1, 2 und 3 sind nicht anzuwen-
den, wenn der in einem Vertragsstaat ansissige
Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus
dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche Titig-
keit durch eine dort gelegene Betriebsstitte austibt
und die Forderung, fiir die die Zinsen gezahlt wer-
den, tatsichlich zu dieser Betriebsstitte gehort. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.
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6. Interest shall de deemed to arise in a Contract-
ing State when the payer is that State itself, a politi-
cal subdivision, a local authority or a resident of
that State. Where, however, the person paying the
interest, whether he is a resident of a Contracting
State or not, has in a Contracting State a perma-
nent establishment in connection with which the
indebtedness on which the interest is paid was
incurred, and such interest is borne by such perma-
nent establishment, then such interest shall be
deemed to arise in the State in which the permanent
establishment is situated.

7. Where, by reason of a special relationship
between the payer and the beneficial owner or
between both of them and some other person, the
amount of the interest, having regard to the debt-
claim for which it is paid, exceeds the amount
which would have been agreed upon by the payer
and the beneficial owner in the absence of such
relationship, the provisions of this Article shall
apply only to the last-mentioned amount. In such
case, the excess part of the payments shall remain
taxable according to the laws of each Contracting
State, due regard being had to the other provisions
of this Convention.

ARTICLE 12
Royalties

1. Royalties arising in a Contracting State and
paid to a resident of the other Contracting State
may be taxed in that other State.

2. However, such royalties may also be taxed in
the Contracting State in which they arise and
according to the laws of that State, but if the reci-
pient is the beneficial owner of the royalties the tax
so charged shall not exceed 10 per cent of the gross
amount of the royalties.

3. The term “royalties” as used in this Article
means payments of any kind received as a consider-
ation for the use of, or the right to use, any copy-
right of literary, artistic or scientific work including
cinematograph films, any patent, trade mark,
design or model, plan, secret formula or process, or
for the use of, or the right to use, industrial, com-
mercial, or scientific equipment, or for information
concerning industrial, commercial or scientific
experience.

4. The provisions of paragraph 1 and 2 shall not
apply if the beneficial owner of the royalties, being
a resident of a Contracting State, carries on busi-
ness in the other Contracting State in which the
royalties arise, through a permanent establishment
situated therein and the right or property in respect
of which the royalties are paid is effectively con-
nected with such permanent establishment. In such
case, the provisions of Article 7 shall apply.
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(6) Zinsen gelten dann als aus einem Vertrags-
staat stammend, wenn der Schuldner dieser Staat
selbst, eine seiner Gebietskdrperschaften oder eine
in diesem Staat ansissige Person ist. Hat aber der
Schuldner der Zinsen, ohne Riicksicht darauf, ob er
in einem Vertragsstaat ansissig ist oder nicht, in
einem Vertragsstaat eine Betriebsstitte und ist die
Schuld, fir die die Zinsen gezahlt werden, fiir
Zwecke der Betriebsstitte eingegangen worden und
trigt die Betriebsstitte die Zinsen, so gelten die
Zinsen als aus dem Staat stammend, in dem die
Betriebsstitte liegt.

(7) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
thnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und ibersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an
der zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese
Beziehungen vereinbart hitten, so wird dieser Arti-
kel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der ibersteigende Betrag nach
dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter
Beriicksichtigung der anderen Bestimmungen die-
ses Abkommens besteuert werden.

ARTIKEL 12
Lizenzgebiihren

(1) Lizenzgebiihren, die aus einem Vertragsstaat
stammen und an eine im anderen Vertragsstaat
ansissige Person gezahlt werden, diirfen im ande-
ren Staat besteuert werden.

(2) Diese Lizenzgebiihren diirfen jedoch auch in
dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer
darf aber, wenn der Empfinger der Lizenzgebiih-
ren der Nutzungsberechtigte ist, 10 vom Hundert
des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren nicht iiber-
steigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
,»Lizenzgebiihren bedeutet Vergiitungen jeder
Art, die fiir die Benutzung oder fiir das Recht auf
Benutzung von Urheberrechten an literarischen,
kiinstlerischen oder wissenschaftlichen Werken,
einschlieffilich kinematographischer Filme, von
Patenten, Marken, Mustern oder Modellen, Pli-
nen, geheimen Formeln oder Verfahren oder fiir
die Benutzung oder das Recht auf Benutzung
gewerblicher, kaufminnischer oder wissenschaftli-
cher Erfahrungen gezahlt werden.

(4) Die Absitze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragsstaat ansissige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus
dem die Lizenzgebithren stammen, eine gewerbli-
che Titigkeit durch eine dort gelegene Betriebs-
stitte ausiibt und die Rechte oder Vermégenswerte,
fiur die die Lizenzgebithren gezahlt werden, tat-
sichlich zu dieser Betriebsstitte gehsren. In diesem
Fall ist Artikel 7 anzuwenden.
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5. Royalties shall be deemed to arise in a Con-
tracting State when the payer is that State itself, a
political subdivision, a local authority or a resident
of that State. Where, however, the person paying
the royalties, whether he is a resident of a Con-
tracting State or not, has in a Contracting State a
permanent establishment in connection with which
the liability to pay the royalties was incurred, and
such royalties are borne by such permanent estab-
lishment, then such royalties shall be deemed to
arise in the State in which the permanent establish-
ment is situated.

6. Where, by reason of a special relationship
between the payer and the beneficial owner or
between both of them and some other person, the
amount of the royalties, having regard to the use,
right or information for which they are paid,
exceeds the amount which would have been agreed
upon by the payer and the beneficial owner in the
absence of such relationship, the provisions of this
Article shall apply only to the last-mentioned
amount. In such case, the excess part of the pay-
ments shall remain taxable according to the laws of
each Contracting State, due regard being had to
the other provisions of this Convention.

ARTICLE 13
Capital Gains

1. Gains derived by a resident of a Contracting
State from the alienation of immovable property
referred to in Article 6 and situated in the other
Contracting State may be taxed in that other State.

2. Gains from the alienation of movable property
forming part of the business property of a perma-
nent establishment which an enterprise of a Con-
tracting State has in the other Contracting State,
including such gains from the alienation of such a
permanent establishment (alone or with the whole
enterprise), may be taxed in that other State.

3. Gains from the alienation of ships or aircraft
operated in international traffic or movable prop-
erty pertaining to the operation of such ships or air-
craft shall be taxable only in the Contracting State
of which the enterprise is a resident.

4. Gains derived by a resident of a Contracting
State from the alienation of shares in a company
which is a resident of the other Contracting State
may be taxed in that other State, if the resident
holds or held, at any time during the previous two
years, more than 25 per cent of capital in the com-
pany. But the tax so charged shall not exceed 10
per cent of such gains.
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(5) Lizenzgebiihren gelten dann als aus einem
Vertragsstaat stammend, wenn der Schuldner die-
ser Staat selbst, eine seiner Gebietskorperschaften
oder eine in diesem Staat ansissige Person ist. Hat
aber der Schuldner der Lizenzgebithren ohne
Riicksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat
ansissig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine
Betriebsstitte, fiir die die Verpflichtung zur Zah-
lung der Lizenzgebiihren eingegangen worden ist,
und trigt die Betriebsstitte die Lizenzgebiihren, so
gelten die Lizenzgebiihren als aus dem Vertrags-
staat stammend, in dem die Betriebsstitte liegt.

(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem
Nutzungsberechtigten oder zwischen jedem von
ithnen und einem Dritten besondere Beziehungen
und iibersteigen deshalb die Lizenzgebithren, ge-
messen an der zugrundeliegenden Leistung, den
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter
ohne diese Beziehungen vereinbart hitten, so wird
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag ange-
wendet. In diesem Fall kann der ibersteigende
Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats
und unter Beriicksichtigung der anderen Bestim-
mungen dieses Abkommens besteuert werden.

ARTIKEL 13
Gewinne aus der Veriuferung von Vermdgen

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat
ansissige Person aus der Veriuflerung unbewegli-
chen Vermégens im Sinne des Artikels 6 bezieht,
das im anderen Vertragsstaat liegt, diirfen im ande-
ren Staat besteuert werden.

(2) Gewinne aus der Verduflerung beweglichen
Vermégens, das Betriebsvermdgen einer Betriebs-
stitte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats
im anderen Vertragsstaat hat, einschlieilich derar-
tiger Gewinne, die bei der Veriuflerung einer sol-
chen Betriebsstitte (allein oder mit dem iibrigen
Unternehmen) erzielt werden, diirfen im anderen
Staat besteuert werden.

(3) Gewinne aus der Veriuflerung von Seeschif-
fen oder Luftfahrzeugen, die im internationalen
Verkehr betrieben werden, und von beweglichem
Vermdgen, das dem Betrieb dieser Schiffe oder
Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in dem Vertrags-
staat besteuert werden, in dem das Unternehmen
ansissig ist.

(4) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat
ansissige Person aus der Veriuflerung von Aktien
einer im anderen Vertragsstaat ansissigen Gesell-
schaft bezieht, diirfen im anderen Staat besteuert
werden, wenn die ansissige Person irgendwann
innerhalb der zwei vorangehenden Jahre zu mehr
als 25 vom Hundert an der Geselischaft beteiligt
war. Die Steuer darf aber 10 vom Hundert der Ver-
juflerungsgewinne nicht tibersteigen.
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5. Gains from the alienation of any property
other than that referred to in paragraphs 1, 2, 3 and
4 shall be taxable only in the Contracting State of
which the alienator is a resident.

ARTICLE 14
Independent Personal Services

1. Income derived by a resident of a Contracting
State in respect of professional services or other
activities of an independent character shall be tax-
able only in that State except in the following cir-
cumstances, when such income may be taxed in the
other Contracting State:

(a) if the recipient is present in the other Con-
tracting State for a period or periods amount-
ing to or exceeding in the aggregate 183 days
in the taxable year concerned; or

(b) if the remuneration is paid by a resident of
that other Contracting State or is borne by a
permanent establishment situated in that
other Contracting State.

2. The term “professional services” includes
especially independent scientific, literary, artistic,
educational or teaching activities as well as the
independent activities of physicians, lawyers,
engineers, architects, dentists and accountants.

3. Subject to the provisions of Article 12, the pro-
visions of paragraphs 1 and 2 of this Article shall
apply, according to provisions of domestic tax laws
of a Contracting State, to income derived by an
enterprise as a consideration for the furnishing of
professional services, as scientific activities or activ-
ities of lawyers, engineers, architects, dentists or
accountants, of its employees and other personnel.

ARTICLE 15
Dependent Personal Services

1. Subject to the provisions of Articles 16, 18, 19
and 20, salaries, wages and other similar remunera-
tion derived by a resident of a Contracting State in
respect of an employment shall be taxable only in
that State unless the employment is exercised in the
other Contracting State. If the employment is so
exercised, such remuneration as is derived there-
from may be taxed in that other State.

2. Notwithstanding the provisions of para-
graph 1, remuneration derived by a resident of a
Contracting State in respect of an employment
exercised in the other Contracting State shall be
taxable only in the first-mentioned State if:

(a) the recipient is present in the other State for a
period or periods not exceeding in the aggre-
gate 183 days in the fiscal year concerned;
and
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(5) Gewinne aus der Veriuflerung des in den
Absitzen 1, 2, 3 und 4 nicht genannten Vermogens
diirfen nur in dem Vertragsstaat besteuert werden,
in dem der VeriuBerer ansissig ist.

ARTIKEL 14
Selbstindige Arbeit

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat
ansissige Person aus einem freien Beruf oder aus
sonstiger selbstindiger Titigkeit bezieht, diirfen
nur in diesem Staat besteuert werden; bei Vorliegen
nachstehender Voraussetzungen diirfen solche Ein-
kiinfte im anderen Vertragsstaat besteuert werden:

a) wenn der Empfinger sich im anderen Ver-

tragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage
wihrend des betreffenden Steuerjahres auf-
hile; oder

b) wenn die Vergiitung von einer im anderen

Vertragsstaat ansissigen Person gezahlt oder
von einer im anderen Vertragsstaat gelegenen
Betriebsstitte getragen wird.

(2) Der Ausdruck ,,freier Beruf* umfaflt insbe-
sondere die selbstindig ausgeiibte wissenschaftli-
che, literarische, kiinstlerische, erzieherische oder
unterrichtende Titigkeit sowie die selbstindige
Titigkeit der Arzte, Rechtsanwilte, Ingenieure,
Architekten, Zahnirzte und Buchsachverstindigen.

(3) Vorbehaltlich des Artikels 12 sind die
Absitze 1 und 2 dieses Artikels nach Mafigabe des
innerstaatlichen Steuerrechts eines Vertragsstaats
auf Einkiinfte anzuwenden, die ein Unternehmen
als Entgelt dafiir erzielt, dafl es durch seine Ange-
stellten freiberufliche Leistungen, wie wissenschaft-
liche Titigkeiten oder Leistungen von Rechisan-
wilten, Ingenieuren, Architekten, Zahnirzten oder
Buchsachverstindigen erbringt.

ARTIKEL 15
Unselbstindige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 18, 19 und 20
diirfen Gehilter, Lohne und dhnliche Vergiitungen,
die eine in einem Vertragsstaat ansissige Person
aus unselbstindiger Arbeit bezieht, nur in diesem
Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird
im anderen Vertragsstaat ausgeiibt. Wird die Arbeit
dort ausgeiibt, so diirfen die dafiir bezogenen Ver-
giitungen im anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 diirfen Vergiitun-
gen, die eine in einem Vertragsstaat ansissige Per-
son fiir eine im anderen Vertragsstaat ausgeiibte
unselbstindige Arbeit bezieht, nur im erstgenann-
ten Staat besteuert werden, wenn

a) der Empfinger sich im anderen Staat insge-

samt nicht linger als 183 Tage wihrend des
betreffenden Steuerjahres aufhilt und
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(b) the remuneration is paid by, or on behalf of,
an employer who is not a resident of the other
State; and

(c) the remuneration is not borne by a permanent
establishment or a fixed base which the
employer has in the other State.

3. Notwithstanding the preceding provisions of
this Article, remuneration derived in respect of an
employment exercised aboard a ship or aircraft
operated in international traffic by an enterprise of
a Contracting State, shall be taxable only in that
State.

ARTICLE 16
Directors’ Fees

Directors’ fees and other similar payments
derived by a resident of a Contracting State in his
capacity as a member of the board of directors of a
company which is a resident of the other Contract-
ing State may be taxed in that other Contracting
State.

ARTICLE 17
Artistes and Athletes

1. Notwithstanding the provisions of Articles 14
and 15, income derived by a resident of a Contract-
ing State as an entertainer, such as a theatre,
motion picture, radio or television artiste, or a
musician, or as an athlete, from his personal activi-
ties as such exercised in the other Contracting
State, may be taxed in that other State.

2. Where income in respect of personal activities
exercised by an entertainer or an athlete in his
capacity as such accrues not to the entertainer or
athlete himself but to another person, that income
may, notwithstanding the provisions of Articles 7,
14 and 15, be taxed in the Contracting State in
which the activities of the entertainer or athlete are
exercised.

ARTICLE 18

Pensions

Subject to the provisions of paragraph 2 of Arti-
cle 19, pensions and other similar remuneration
paid to a resident of a Contracting State in consid-
eration of past employment shall be taxable only in
that State.

ARTICLE 19
Government Service

1. (a) Remuneration, other than a pension, paid
by a Contracting State or a political sub-
division or a local authority thereof to an
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b) die Vergiitungen von einem Arbeitgeber oder
fir einen Arbeitgeber gezahlt werden, der
nicht im anderen Staat ansissig ist, und

c) die Vergiitungen nicht von einer Betriebs-
stitte oder einer festen Einrichtung getragen
werden, die der Arbeitgeber im anderen Staat
hat.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels diirfen Vergiitungen fiir unselbstin-
dige Arbeit an Bord eines Seeschiffes oder Luft-
fahrzeuges, das von einem Unternehmen eines Ver-
tragsstaats im internationalen Verkehr betrieben
wird, nur in diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 16
Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergiitungen

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergiitungen
und ihnliche Zahlungen, die eine in einem Ver-
tragsstaat ansissige Person in ihrer Eigenschaft als
Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungsrats einer
Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat
ansissig ist, diirfen im anderen Staat besteuert wer-
den.

ARTIKEL 17
Kiinstler und Sportler

(1) Ungeachtet der Artikel 14 und 15 diirfen Ein-
kiinfte, die eine in einem Vertragsstaat ansissige
Person als Kiinstler, wie Biihnen-, Film-, Rund-
funk- und Fernsehkiinstler sowie Musiker, oder als
Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persén-
lich ausgeiibten Titigkeit bezieht, im anderen Staat
besteuert werden.

(2) Flieflen Einkiinfte aus einer von einem Kiinst-
ler oder Sportler in dieser Eigenschaft personlich
ausgetibten Titigkeit nicht dem Kiinstler oder
Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so
diirfen diese Einkiinfte ungeachtet der Artikel 7, 14
und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in
dem der Kiinstler oder Sportler seine Titigkeit aus-
iibe.

ARTIKEL 18
Ruhegehilter

Vorbehaltlich des Artikels 19 Absatz 2 diirfen
Ruhegehilter und dhnliche Vergiitungen, die einer
in einem Vertragsstaat ansissigen Person fiir frii-
here unselbstindige Arbeit gezahlt werden, nur in
diesem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 19
Offentlicher Dienst

(1) a) Vergiitungen, ausgenommen Ruhegehil-
ter, die von einem Vertragsstaat oder
einer seiner Gebietskérperschaften an
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individual in respect of services rendered
to that State or subdivision or authority
shall be taxable only in that State.

(b) However, such remuneration shall be tax-
able only in the other Contracting State if
the services are rendered in that State and
the individual is a resident of that State
who:

(i) is a national of that State; or

(i) did not become a resident of that
State solely for the purpose of render-
ing the services.

2. (a) Any pension paid by, or out of funds
created by, a Contracting State or a politi-
cal subdivision or a local authority thereof
to an individual in respect of services ren-
dered to that State or subdivision or
authority shall be taxable only in that
State.

(b) However, such pension shall be taxable
only in the other Contracting State if the
individual is a resident of, and a national
of, that State.

3. The provisions of Articles 15, 16 and 18 shall
apply to remuneration and pensions in respect of
services rendered in connection with a business car-
ried on by a Contracting State or a political subdi-
vision or a local authority thereof.

4. The provisions of paragraphs 1 and 2 of this
Article shall likewise apply in respect of remunera-
tion or pensions paid, in the case of Korea, by the
Bank of Korea, the Export-Import Bank of Korea,
the Korea Exchange Bank and the Korea Trade
Promotion Corporation and, in the case of Austria,
in respect of remuneration or pensions paid to the
Austrian Foreign Trade Commissioner for Korea
and to the members of the staff of the Austrian For-
eign Trade Commissioner for Korea.

ARTICLE 20
Students

Payments which a student or business apprentice
who is or was immediately before visiting a Con-
tracting State a resident of the other Contracting
State and who is present in the first-mentioned
State solely for the purpose of his education or
training receives for the purpose of his mainte-
nance, education or training shall not be taxed in
that State, provided that such payments arise from
sources outside that State.
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eine natiirliche Person fiir die diesem
Staat oder der Gebietskdrperschaft gelei-
steten Dienste gezahit werden, diirfen
nur in diesem Staat besteuert werden.
b) Diese Vergiitungen diirfen jedoch nur im
anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die Dienste in diesem Staat geleistet
werden und die natiirliche Person in die-
sem Staat ansissig ist und
1) ein Staatsangehoriger dieses Staates ist
oder

ii) nicht ausschlieflich deshalb in diesem
Staat ansissig geworden ist, um die
Dienste zu leisten.

(2) a) Ruhegehilter, die von einem Vertrags-
staat oder einer seiner Gebietskérper-
schaften oder aus einem von diesem Staat
oder der Gebietskdrperschaft errichteten
Sondervermdgen an eine natiirliche Per-
son fiir die diesem Staat oder der Gebiets-
korperschaft geleisteten Dienste gezahlt
werden, diirfen nur in diesem Staat
besteuert werden.

b) Diese Ruhegehilter diirfen jedoch nur im
anderen Vertragsstaat besteuert werden,
wenn die natiirliche Person in diesem
Staat ansissig ist und ein Staatsangehéri-
ger dieses Staates ist.

(3) Auf Vergiitungen und Ruhegehilter fiir
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit einer
gewerblichen Titigkeit eines Vertragsstaats oder
einer seiner Gebietskdrperschaften erbracht wer-
den, sind die Artikel 15, 16 und 18 anzuwenden.

(4) Die Absitze 1 und 2 dieses Artikels sind auch
anzuwenden im Fall Koreas auf Vergiitungen und
Ruhegehilter, die von der Bank von Korea, der
Export-Import Bank von Korea und der korea-
nischen Handelsforderungsgesellschaft  (Korea
Trade Promotion Corporation) gezahlt werden
und im Falle Osterreichs auf Vergiitungen oder
Ruhegehilter, die von den &sterreichischen Han-
delsdelegierten in Korea und an das Personal der
Osterreichischen  Auflenhandelsstelle in  Korea
gezahlt werden.

ARTIKEL 20
Studenten

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder
Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat aus-
schliefilich zum Studium oder zur Ausbildung auf-
hile und der im anderen Vertragsstaat ansissig ist
oder dort unmittelbar vor der Einreise in den erst-
genannten Staat ansissig war, fir seinen Unterhalt,
sein Studium oder seine Ausbildung erhilt, diirfen
im erstgenannten Staat nicht besteuert werden,
sofern diese Zahlungen aus Quellen auflerhalb die-
ses Staates stammen.
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ARTICLE 21

Other Income

1. Items of income of a resident of a Contracting
State, wherever arising, not dealt with in the fore-
going Articles of this Convention shall be taxable
only in that State.

2. The provisions of paragraph 1 shall not apply
to income, other than income from immovable
property as defined in paragraph 2 of Article 6, if
the recipient of such income, being a resident of a
Contracting State carries on business in the other
Contracting State through a permanent establish-
ment situated therein, and the right or property in
respect of which the income is paid is effectively
connected with such permanent establishment. In
such case the provisions of Article 7 shall apply.

ARTICLE 22
Capital

1. Capital represented by immovable property
referred 10 in Article 6, owned by a resident of a
Contracting State and situated in the other Con-
tracting State, may be taxed in that other State.

2. Capital represented by movable property
forming part of the business property of a perma-
nent establishment which an enterprise of a Con-
tracting State has in the other Contracting State
may be taxed in that other State.

3. Capital represented by ships and aircraft
operated in international traffic by an enterprise of
a Contracting State and movable property pertain-
ing to the operation of such ships and aircraft shall
be taxable only in that Contracting State.

4. All other elements of capital of a resident of a
Contracting State shall be taxable only in that
State.

ARTICLE 23
Relief from Double Taxation

1. In the case of a resident of Korea, double tax-
ation shall be avoided as follows:

Subject to the provisions of Korean tax law
regarding the allowance as a credit against Korean
tax of tax payable in any country other than Korea
(which shall not affect the general principle
hereof), the Austrian tax payable (excluding in the
case of a dividend, tax payable in respect of the
profits out of which the dividend is paid) under the
laws of Austria and in accordance with this Con-
vention, whether directly or by deduction, in
respect of income from sources within Austria shall
be allowed as a credit against Korean tax payable
in respect of that income. The credit shall not, how-

178. Stiick — Ausgegeben am 8. Oktober 1987 — Nr. 486

ARTIKEL 21
Andere Einkiinfte

(1) Einkiinfte einer in einem Vertragsstaat ansis-
sigen Person, die in den vorstehenden Artikeln
nicht behandelt wurden, diirfen ohne Riicksicht auf
ithre Herkunft nur in diesem Staat besteuert wer-
den.

(2) Absatz 1 ist auf andere Einkiinfte als solche
aus unbeweglichem Vermégen im Sinne des Arti-
kels 6 Absatz 2 nicht anzuwenden, wenn der in
einem Vertragsstaat ansissige Empfanger im ande-
ren Vertragsstaat eine gewerbliche T4tigkeit durch
eine dort gelegene Betriebsstitte ausiibt und die
Rechte oder Vermdgenswerte, fiir die die Ein-
kiinfte gezahlt werden, tatsichlich zu dieser
Betriebsstitte gehoren. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

ARTIKEL 22
Besteuerung des Vermégens

(1) Unbewegliches Vermégen im Sinne des Arti-
kels 6, das einer in einem Vertragsstaat ansissigen
Person gehort und im anderen Vertragsstaat liegt,
darf im anderen Staat besteuert werden.

(2) Bewegliches Vermogen, das Betriebsvermé-
gen einer Betriebsstitte ist, die ein Unternehmen
eines Vertragsstaats im anderen Vertagsstaat hat,
darf im anderen Staat besteuert werden.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die von einem
Unternehmen eines Vertragsstaats im internationa-
len Verkehr betrieben werden sowie bewegliches
Vermégen, das dem Betrieb dieser Seeschiffe oder
Luftfahrzeuge dient, diirfen nur in diesem Ver-
tragsstaat besteuert werden.

(4) Alle anderen Vermdgensteile einer in einem
Vertragsstaat ansissigen Person diirfen nur in die-
sem Staat besteuert werden.

ARTIKEL 23
Vermeidung der Doppelbesteuerung

(1) Bei einer in Korea ansissigen Person wird die
Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

Nach Mafigabe der koreanischen Steuergesetz-
gebung iiber die Anrechnung der in einem anderen
Land als Korea zu zahlenden Steuer auf die korea-
nische Steuer (die die nachstehenden allgemeinen
Grundsitze nicht beeintrichtigen soll) wird die
nach osterreichischem Recht und in Ubereinstim-
mung mit diesem Abkommen fiir Einkiinfte aus
osterreichischen Quellen unmittelbar oder im
Abzugsweg zu zahlende Osterreichische Steuer
(ausgenommen im Falle einer Dividende die Steuer
auf Gewinne, aus denen die Dividende gezahlt
wird) auf die fiir diese Einkiinfte zu zahlende
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ever, exceed that proportion of Korean tax which
the income from sources within Austria bears to the
entire income subject to Korean tax.

2. In the case of a resident of Austria, double tax-
ation shall be avoided as follows:

(2) Where a resident of Austria derives income or
owns capital which, in accordance with the
provisions of this Convention may be taxed in
Korea, Austria shall subject to the provisions
of subparagraphs b) and d) exempt such
income or capital from tax.

(b) Where a resident of Austria derives items of
income which, in accordance with the provi-
sions of paragraphs 2 of Articles 10, 11, 12
and paragraph 4 of Article 13 may be taxed in
Korea, Austria shall allow as a deduction
from the tax on the income of that resident an
amount equal to the tax paid in Korea. Such
deduction shall not, however, exceed that part
of the tax, as computed before the deduction
is given which is attributable to such items of
income derived from Korea.

(c) For the application of subparagraph b}, the
term “tax paid in Korea” in respect of divi-
dends, interest and royalties and gains from
the alienation of shares shall, notwithstanding
any tax exemption or reduction under Korean
laws or this Convention, be deemed to have
been 15 per cent of the gross amount of such
dividends, interest and royalties, or of such
gains.

(d) Where in accordance with any provision of
the Convention income derived or capital
owned by a resident of Austria is exempt from
tax in Austria, Austria may nevertheless, in
calculating the amount of tax on the remain-
ing income or capital of such resident, take
into account the exempted income or capital.

ARTICLE 24
Non-Discrimination

1. Nationals of a Contracting State shall not be
subjected in the other Contracting State to any tax-
ation or any requirement connected therewith,
which is other or more burdensome than the taxa-
tion and connected requirements to which nation-
als of that other State in the same circumstances are
or may be subjected. This provision shall, notwith-
standing the provisions of Article 1, also apply to
persons who are not residents of one or both of the
Contracting States.

2. The taxation on a permanent establishment
which an enterprise of a Contracting State has in
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koreanische Steuer angerechnet. Die Anrechnung
darf jedoch den Teilbetrag der koreanischen Steuer
nicht iibersteigen, der sich zum Gesamtbetrag ver-
hilt wie die Einkiinfte aus Quellen innerhalb Oster-
reichs zu den gesamten der koreanischen Steuer
unterliegenden Einkiinften.

(2) Bei einer in Osterreich ansissigen Person

wird die Doppelbesteuerung wie folgt vermieden:

a) Bezicht eine in Osterreich ansissige Person
Einkiinfte oder hat sie Vermdgen und diirfen
diese Einkiinfte oder dieses Vermégen nach
diesem Abkommen in Korea besteuert wer-
den, so nimmt Osterreich vorbehaltlich der
lic. b und d diese Einkiinfte oder dieses Ver-
mdgen von der Besteuerung aus.

b) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person
Einkiinfte, die nach Artikel 10 Abs. 2, 11, 12
und Artikel 13 Abs. 4 in Korea besteuert wer-
den diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom
Einkommen dieser Person zu erhebende
Steuer den Betrag an, der der in Korea
gezahlten Steuer entspricht. Der anzurech-
nende Betrag darf jedoch den Teil der vor der
Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkom-
men nicht tbersteigen, der auf die aus Korea
bezogenen Einkiinfte entfillt.

c) Fiir die Anwendung der lit. b ist die von Divi-
denden, Zinsen, Lizenzgebithren und Veriu-
Berungsgewinnen von Aktien in Korea erho-
bene Steuer, ungeachtet einer Steuerbefreiung
oder Steuerermifligung nach koreanischem
Recht oder gemifl diesem Abkommen, mit 15
vom Hundert des Bruttobetrags der Dividen-
den, Zinsen, Lizenzgebiihren oder der Veriu-
Berungsgewinne anzusetzen.

d) Einkiinfte oder Vermogen einer in Osterreich
ansissigen Person, die nach dem Abkommen
von der Besteuerung in Osterreich auszuneh-
men sind, diirfen gleichwohl in Osterreich bei
der Festsetzung der Steuer fiir das iibrige Ein-
kommen oder Vermogen der Person einbezo-
gen werden.

ARTIKEL 24
Gleichbehandlung

(1) Staatsangehérige eines Vertragsstaats diirfen
im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder
damit zusammenhingenden Verpflichtung unter-
worfen werden, die anders oder belastender ist als
die Besteuerung und die damit zusammenhingen-
den Verpflichtungen, denen Staatsangehorige des
anderen Staates unter gleichen Verhiltnissen unter-
worfen sind oder unterworfen werden kénnen.
Diese Bestimmung gilt ungcachtct des Artikels 1
auch fiir Personen, die in keinem Vertragsstaat
ansissig sind.

(2) Die Besteuerung einer Betriebsstitte, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
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the other Contracting State shall not be less favour-
ably levied in that other State than the taxation lev-
ied on enterprises of that other State carrying on
the same activities. This provision shall not be con-
strued as obliging a Contracting State to grant to
residents of the other Contracting State any per-
sonal allowances, reliefs and reductions for taxa-
tion purposes on account of civil status or family
responsibilities which it grants to its own residents.

3. Except where the provisions of Article 9, para-
graph 7 of Article 11, or paragraph 6 of Article 12,
apply, interest, royalties and other disbursements
paid by an enterprise of a Contracting State to a
resident of the other Contracting State shall, for
the purpose of determining the taxable profits of
such enterprise, be deductible under the same con-
ditions as if they had been paid to a resident of the
first mentioned State. Similarly, any debts of an
enterprise of a Contracting State to a resident of
the other Contracting State shall, for the purpose
of determining the taxable capital of such enter-
prise, be deductible under the same conditions as if
they had been contracted to a resident of the first-
mentioned State.

4, Enterprises of a Contracting State, the capital
of which is wholly or partly owned or controlled,
directly or indirectly, by one or more residents of
the other Contracting State, shall not be subjected
in the first-mentioned State to any taxation or any
requirement connected therewith which is other or
more burdensome than the taxation and connected
requirements to which other similar enterprises of
the first-mentioned State are or may be subjected.

5. The provisions of this Article shall, notwith-
standing the provisions of Article 2, apply to taxes
of every kind and description.

ARTICLE 25
Mutual Agreement Procedure

1. Where a person considers that the actions of
one or both of the Contracting States result or will
result for him in taxation not in accordance with
the provisions of this Convention, he may, irrespec-
tive of the remedies provided by the domestic law
of those States, present his case to the competent
authority of the Contracting State of which he is a
resident or, if his case comes under paragraph 1 of
Article 24, to that of the Contracting State of which
he is a national. The case must be presented within
three years from the first notification of the action
resulting in taxation not in accordance with the
provisions of the Convention.
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tragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungiin-
stiger sein als die Besteuerung von Unternehmen
des anderen Staates, die die gleiche Titigkeit aus-
iiben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen
Vertragsstaat ansissigen Personen Steuerfreibe-
trige, -vergiinstigungen und -ermifigungen auf
Grund des Personenstandes oder der Familienla-
sten zu gewihren, die er seinen ansissigen Perso-
nen gewihrt.

(3) Sofern nicht Artikel 9, Artikel 11 Absatz 7
oder Artikel 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zin-
sen, Lizenzgebithren und andere Entgelte, die ein
Unternehmen eines Vertragsstaats an eine im ande-
ren Vertragsstaat ansissige Person zahlt, bei der
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses
Unternehmens unter den gleichen Bedingungen wie
Zahlungen an eine im erstgenannten Staat ansis-
sige Person zum Abzug zuzulassen. Dementspre-
chend sind Schulden, die ein Unternehmen eines
Vertragsstaats gegeniiber einer im anderen Ver-
tragsstaat ansissigen Person hat, bei der Ermittlung
des steuerpflichtigen Vermogens dieses Unterneh-
mens unter den gleichen Bedingungen wie Schul-
den gegeniiber etner im erstgenannten Staat ansis-
sigen Person zum Abzug zuzulassen.

(4) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren
Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittel-
bar einer im anderen Vertragsstaat ansissigen Per-
son oder mehreren solchen Personen gehort oder
ihrer Kontrolle unterliegt, diirfen im erstgenannten
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammen-
hingenden Verpflichtung unterworfen werden, die
anders oder belastender ist als die Besteuerung und
die damit zusammenhingenden Verpflichtungen,
denen andere ihnliche Unternehmen des erstge-
nannten Staates unterworfen sind oder unterwor-
fen werden konnen.

(5) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2
fiir Steuern jeder Art und Bezeichnung.

ARTIKEL 25
Verstindigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, daf§ Mafinah-
men eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaa-
ten fiir sie zu einer Besteuerung fiihren oder fiihren
werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so
kann sie unbeschadet der nach dem innerstaatli-
chen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmit-
tel ihren Fall der zustindigen Behorde des. Ver-
tragsstaats, in dem sie ansissig ist, oder, sofern ihr
Fall von Artikel24 Absatz1 erfafit wird, der
zustindigen Behoérde des Vertragsstaats unterbrei-
ten, dessen Staatsangehdriger sie ist. Der Fall mufl
innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mittei-
lung der Mafinahme unterbreitet werden, die zu
einer dem Abkommen nicht entsprechenden
Besteuerung fiihrt.



178. Stiick — Ausgegeben am 8. Oktober 1987 — Nr. 486

2. The competent authority shall endeavour, if
the objection appears to it to be justified and if it is
not itself able to arrive at a satisfactory solution, to
resolve the case by mutual agreement with the
competent authority of the other Contracting State,
with a view to the avoidance of taxation which is
not in accordance with the Convention. Any agree-
ment reached shall be implemented notwithstand-
ing any time limits in the domestic law of the Con-
tracting States.

3. The competent authorities of the Contracting
States shall endeavour to resolve by mutual agree-
ment any difficulties or doubts arising as to the
interpretation or application of the Convention.
They may also consult together for the elimination
of double taxation in cases not provided for in the
Convention.

4. The competent authorities of the Contracting
States may communicate with each other directly
for the purpose of reaching an agreement in the
sense of the preceding paragraphs. When it seems
advisable in order to reach agreement to have an
oral exchange of opinions, such exchange may take
place through a Commission consisting of represen-
tatives of the competent authorities of the Con-
tracting States.

ARTICLE 26
Exchange of Information

1. The competent authorities of the Contracting
States shall exchange such information as is neces-
sary for carrying out the provisions of this Conven-
tion. The exchange of information is not restricted
by Article 1. Any information received by a Con-
tracting State shall be treated as secret in the same
manner as information obtained under the domes-
tic laws of that State and shall be disclosed only to
persons or authorities (including courts and admin-
istrative bodies) involved in the assessment or col-
lection of, the enforcement or prosecution in
respect of, or the determination of appeals in rela-
tion to, the taxes covered by the Convention. Such
persons or authorities shall use the information
only for such purposes. They may disclose the
information in public court proceedings or in judi-
cial decisions.

2. In no case shall the provisions of paragraph 1
be construed so as to impose on a Contracting
State the obligation:

(2) to carry out administrative measures at var-
iance with the laws and administrative prac-
tice of that or of the other Contracting State;
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(2) Hilt die zustindige Behorde die Einwendung
fiir begriindet und ist sie selbst nicht in der Lage,
eine befriedigende Lésung herbeizufiihren, so wird
sie sich bemithen, den Fall durch Verstindigung
mit der zustindigen Behorde des anderen Vertrags-
staats so zu regeln, dafl eine dem Abkommen nicht
entsprechende Besteuerung vermieden wird. Die
Verstindigungsregelung ist ungeachtet der Fristen
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten
durchzufiihren.

(3) Die zustindigen Behodrden der Vertragsstaa-
ten werden sich bemiihen, Schwierigkeiten oder
Zweifel, die bei der Auslegung oder Anwendung
des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Ein-
vernehmen zu beseitigen. Sie kénnen auch gemein-
sam dariiber beraten, wie eine Doppelbesteuerung
in Fillen vermieden werden kann, die im Abkom-
men nicht behandelt sind.

(4) Die zustindigen Behorden der Vertragsstaa-
ten konnen zur Herbeifithrung einer Einigung im
Sinne der vorstehenden Absitze unmittelbar mit-
einander verkehren. Erscheint ein miindlicher Mei-
nungsaustausch fiir die Herbeifiihrung der Eini-
gung zweckmiflig, so kann ein solcher Meinungs-
austausch in einer Kommission durchgefiihrt wer-
den, die aus Vertretern der zustindigen Behorden
der Vertragsstaaten besteht.

ARTIKEL 26
Informationsaustausch

(1) Die zustindigen Behdrden der Vertragsstaa-
ten tauschen die Informationen aus, die zur Durch-
fithrung dieses Abkommens erforderlich sind. Der
Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht ein-
geschrinkt. Alle Informationen, die ein Vertrags-
staat erhalten hat, sind ebenso geheimzuhalten wie
die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses
Staates beschafften Informationen und diirfen nur
den Personen oder Behérden (einschliefllich der
Gerichte und der Verwaltungsbehdrden) zuging-
lich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung
oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hin-
sichtlich der unter das Abkommen fallenden Steu-
ern befaflt sind. Diese Personen oder Behorden
diirfen die Informationen nur fiir diese Zwecke ver-
wenden. Sie diirfern die Informationen in einem
offentlichen Gerichtsverfahren oder in einer
Gerichtsentscheidung offenlegen.

(2) Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als ver-
pflichte er einen Vertragsstaar,

a) Verwaltungsmafinahmen durchzufiihren, die
von den Gesetzen und der Verwaltungspraxis
dieses oder des anderen Vertragsstaats abwei-
chen;
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(b) to supply information which is not obtainable
under the laws or in the normal course of the
administration of that or of the other Con-
tracting State;

(c) to supply information which would disclose
any trade, business, industrial, commercial or
professional secret or trade process, or infor-
mation, the disclosure of which would be con-
trary to public policy (ordre public).

ARTICLE 27
Diplomatic Agents and Consular Officers

Nothing in this Convention shall affect the fiscal
privileges of persons under the general rules of
international law or under the provisions of special
agreements.

ARTICLE 28

Entry into Force

1. This Convention shall be ratified and the
instruments of ratification shall be exchanged at
Vienna as soon as possible.

2. The Convention shall enter into force on the
first day of the third month next following that in
which the exchange of the instruments of ratifica-
tion takes place and its provisions shall have effect

(a) in Korea:

(i) in respect of tax withheld at the source on
amounts paid or credited to non-residents
on or after the first day of January of the
calendar year next following that in
which the exchange of the instruments of
ratification takes place; and

(i) in respect of other taxes for taxation
years beginning on or after the first day
of January of the calendar year next fol-
lowing that in which the exchange of the
instruments of ratification takes place;

(b) in Austria:

(1) in respect of tax withheld at the source on
amounts paid on or after the first day of
January in the calendar year next follow-
ing that in which the exchange of the
instruments of ratification takes place;
and

(i1) in respect of other tax for taxation years
beginning on or after the first day of Jan-
uary in the calendar year next following
that in which the exchange of the instru-
ments of ratification takes place.

ARTICLE 29
Termination

This Convention shall remain in force indefi-
nitely but either of the Contracting States may, on
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b) Informationen zu erteilen, die nach den
Gesetzen oder im iiblichen Verwalwngsver-
fahren dieses oder des anderen Vertragsstaats
nicht beschafft werden kénnen;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschiftsverfahren preisgeben wiir-
den oder deren Erteilung dem Ordre public
widerspriche.

ARTIKEL 27
Diplomaten und Konsularbeamte

Dieses Abkommen beriihrt nicht die steuerlichen
Vorrechte, die Personen nach den allgemeinen
Regeln des Voikerrechts oder auf Grund besonde-
rer Ubereinkiinfte zustehen.

ARTIKEL 28
Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation;
die Ratifikationsurkunden werden so bald wie
méglich in Wien ausgetauscht.

(2) Das Abkommen tritt am 1. Tag des dritten
Monats in Kraft, das dem Monat folgt, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist,
und seine Bestimmungen finden Anwendung

a) in Korea:

i) in bezug auf an der Quelle erhobene
Steuern auf die Betrige, die am oder nach
dem 1. Jinner des Kalenderjahres, das
dem Kalenderjahr folgt, in dem die Rati-
fikationsurkunden ausgetauscht wurden,
an nichtansissige Personen gezahlt oder
gutgeschrieben werden; und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steu-
erjahre, die am oder nach dem 1. Jinner
des Kalenderjahres beginnen, das dem
Kalenderjahr folgt, in dem der Austausch
der Ratifikationsurkunden erfolgt ist;

b) in Osterreich:

i) in bezug auf an der Quelle erhobenen
Steuern auf die Betrige, die am oder nach
dem 1. Jinner des Kalenderjahres, das
dem Kalenderjahr folgt, in dem der Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden erfolgt
ist, bezahlt werden; und

i) in bezug auf andere Steuern auf die Steu-
erjahre, die am oder nach dem 1. Jinner
des Kalenderjahres beginnen, das dem
Kalenderjahr folgt, in dem der Austausch
der Ratifikationsurkunden erfolgt ist.

ARTIKEL 29
Kiindigung

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in
Kraft, kann aber von jedem Vertragsstaat am oder
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or before the thirtieth day of June in any calendar
year from the fifth year following that in which the
instruments of ratification have been exchanged,
give to the other Contracting State, through diplo-
matic channels, written notice of termination and,
in such event, this Convention shall cease to have
effect

(a) in Korea:

(i) in respect of tax withheld at the source on
amounts paid or credited to non-residents
on or after the first day of January in the
calendar year next following that in
which the notice is given; and

(i) in respect of other taxes for taxation
years beginning on or after the first day
of January in the calendar year next fol-
lowing that in which the notice is given;

(b) in Austria:

(1) in respect of tax withheld at the source on
amounts paid on or after the first day of
January in the calendar year next follow-
ing that in which the notice is given; and

(i1) in respect of other tax for taxation years
beginning on or after the first day of Jan-
uary in the calendar year next following
that in which the notice is given.

IN WITNESS WHEREOF the undersigned,
being duly authorised thereto have signed this Con-
vention.

DONE in duplicate at Seoul this 8% day of
October of the year one thousand nine hundred
and eightyfive in the English language.

For the Republic of Austria:
Dr. Franz Vranitzky

For the Republic of Korea:
Lee Won-Kyung

PROTOCOL

At the moment of signing the Convention
between the Republic of Austria and the Republic
of Korea for the Avoidance of Double Taxation
and the Prevention of Fiscal Evasion with respect
to Taxes on Income and on Capital, the under-
signed have agreed that the following provisions
shall form an integral part of the Convention.

1. In respect of subparagraph a) of paragraph 3
of Article 2 of the Convention, it is understood that
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vor dem 30. Juni eines jeden Kalenderjahres nach
Ablauf von fiinf Jahren nach dem Jahr, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden stattgefunden
hat, durch eine dem anderen Vertragsstaat auf
diplomatischem Weg zuzustellende schriftliche
Mitteilung gekiindigt werden. In diesem Fall findet
das Abkommen nicht mehr Anwendung:

a) in Korea:

i) in bezug auf an der Quelle erhobene
Steuern auf die Betrige, die am oder nach
dem 1. Jinner des auf die Kiindigung fol-
genden Kalenderjahres an nichtansissige
Personen gezahlt oder gutgeschrieben
werden; und

i) in bezug auf andere Steuern auf die Steu-
erjahre, die am oder nach dem 1. Jinner
des auf die Kiindigung folgenden Kalen-
derjahres beginnen;

b) in Osterreich:

1) in bezug auf an der Quelle erhobene
Steuern auf die Betrige, die am oder nach
dem 1. Jinner des auf die Kiindigung fol-
genden Kalenderjahres gezahlt werden;
und

ii) in bezug auf andere Steuern auf die Steu-
erjahre, die am oder nach dem 1. Jinner
des auf die Kiindigung folgenden Kalen-
derjahres beginnen.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevolimich-

tigten dieses Abkommen unterzeichnet.

GESCHEHEN in zweifacher Ausfertigung in
Seoul am 8. Oktober 1985 in englischer Sprache.

Fiir die Republik Osterreich:
Dr. Franz Vranitzky

Fiir die Republik Korea:
Lee Won-Kyung

PROTOKOLL

Anlifilich der Unterzeichnung des Abkommens
zwischen der Republik Osterreich und der Repu-
blik Korea zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung und zur Verhinderung der Steuerumgehung
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und
vom Vermégen sind die Unterzeichneten iiberein-
gekommen, dafl die nachstehenden Bestimmungen
Bestandteil des Abkommens sind.

1. In bezug auf Artikel 2 Absatz 3 lit. a wird
davon ausgegangen, dafl das Abkommen fiir die
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the Convention shall apply to the Korean defense
tax where charged by reference to the income tax
or the corporation tax.

2. In respect of paragraph 1 of Article 8, profits
from the operation of vessels engaged in fishing,
dredging or hauling activities shall be treated as
income falling under this paragraph.

IN WITNESS WHEREOF, the undersigned
have signed this Protoco! which shall have the same
force and validity as if it were inserted word by
word in the Convention.

DONE in duplicate at Seoul this 8% day of
October of the year one thousand nine hundred
and eightyfife in the English language.

For the Republic of Austria:
Dr. Franz Vranitczky
For the Republic of Korea:
Lee Won-Kyung
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koreanische Verteidigungsabgabe gilt, soweit sie im
Verhilunis zur Einkommensteuer oder zur Kérper-
schaftsteuer erhoben wird.

2. In bezug auf Artikel 8 Absatz 1 sollen Ein-
kiinfte aus dem Betrieb von Seeschiffen, die zum
Fischfang, zum Fangen mit Schleppnetzen oder
Zugnetzen verwendet werden, als Einkiinfte behan-
delt werden, die unter diesen Absatz fallen.

ZU URKUND DESSEN haben die Unterfertig-
ten dieses Protokoll, das in gleicher Weise verbind-
lich und giiltig sein soll, als ob es Wort fiir Wort in
das Abkommen aufgenommen wire, unterzeichnet.

GESCHEHEN in Seoul in zwei Urschriften am
8. Oktober 1985 in englischer Sprache.

Fiir die Republik Osterreich:
Dr. Franz Vranitzky

Fiir die Republik Korea:
Lee Won-Kyung

Die vom Bundesprisidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 4. September 1987 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemifl seinem Art. 28 Abs. 2 mit

1. Dezember 1987 in Kraft.

Vranitzky

Druck der Osterreichischen Staatsdruckerei
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68. Protokoll zur Abénderung des am 8, Oktober 1985 in Seoul unterzeichneten Abkommens zwi-
schen der Republik Osterreich und der Republik Korea zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiet
der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen
(NR: GP XXI RV 698 AB 916 S. 87. BR: AB 6552 S. 683.)

68.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

PROTOCOL

AMENDING THE CONVENTION BETWEEN THE REPUBLIC OF AUSTRIA AND
THE REPUBLIC OF KOREA FOR THE AVOIDANCE OF DOUBLE TAXATION
AND THE PREVENTION OF FISCAL EVASION WITH RESPECT TO TAXES ON
INCOME AND ON CAPITAL SIGNED AT SEOUL ON THE 8TH DAY OF OCTOBER
1985

The Republic of Austria and the Republic of Korea,

Desiring to amend the Convention between the Republic of Austria and the Republic of Korea for
the Avoidance of Double Taxation and the Prevention of Fiscal Evasion with respect to Taxes on Income
and on Capital signed at Seoul on the 8" Day of October 1985 (hereinafter referred to as “the Conven-
tion”)

Have agreed as follows:

Article 1

Paragraph 3 of Article 2 (Taxes Covered) of the Convention shall be deleted and replaced by the follow-
ing:
“3. The existing taxes to which this Convention shall apply are:
(a) in the case of Korea:
1. the income tax;
2. the corporation tax;
3. the inhabitant tax where charged by reference to the income tax or the corporation tax;
4. the special tax for rural development where charged by reference to the income tax or the
corporation tax;
(hereinafter referred to as “Korean Tax”);
(b) in the case of Austria:
1. the income tax (die Einkommensteuer);
2. the corporation tax (die Korperschaftsteuer);
3. the land tax (die Grundsteuer);
4. the tax on agricultural and forestry enterprises (die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen
Betrieben);
5. the tax on the value of vacant plots (die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstii-
cken);
(hereina)fter referred to as “Austrian Tax”).”

6 Ir 67
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Article 2

1. Paragraph 2 of Article 10 (Dividends) of the Convention shall be deleted and replaced by the follow-
ing:

“2. However, such dividends may also be taxed in the Contracting State of which the company pay-
ing the dividends is a resident and according to the laws of that State, but if the beneficial owner of the
dividends is a resident of the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

(a) 5 per cent of the gross amount of the dividends if the beneficial owner is a company (other than a
partnership) which holds directly at least 25 per cent of the capital of the company paying the
dividends;

(b) 15 per cent of the gross amount of the dividends in all other cases.

This paragraph shall not affect the taxation of the company in respect of the profits out of which the divi-
dends are paid.”

2. Paragraph 4 of Article 10 of the Convention shall be deleted and replaced by the following:

“4. The provisions of paragraphs 1 and 2 shall not apply if the beneficial owner of the dividends, be-
ing a resident of a Contracting State, carries on business in the other Contracting State of which the com-
pany paying the dividends is a resident, through a permanent establishment situated therein, or performs
in that other State independent personal services from a fixed base situated therein, and the holding in
respect of which the dividends are paid is effectively connected wisuch permanent establishment or fixed
base. In such case the provisions of Article 7 or Article 14, as the case may be, shall apply.”

3. Paragraph 5 of Article 10 of the Convention shall be deleted and replaced by the following:

“5. Where a company which is a resident of a Contracting State derives profits or income from the
other Contracting State, that other State may not impose any tax on the dividends paid by the company,
except insofar as such dividends are paid to a resident of that other State or insofar as the holding in re-
spect of which the dividends are paid is effectively connected wia permanent establishment or a fixed
base situated in that other State, nor subject the company’s undistributed profits to a tax on the company’s
undistributed profits, even if the dividends paid or the undistributed profits consist wholly or partly of
profits or income arising in such other State.”

Article 3
Paragraph 2 of Article 12 (Royalties) of the Convention shall be deleted and replaced by the following:

“2. However, such royalties may also be taxed in the Contracting State in which they arise and ac-
cording to the laws of that Contracting State, but if the beneficial owner of the royalties is a resident of
the other Contracting State, the tax so charged shall not exceed:

(a) 2 per cent of the gross amount of such royalties which are paid for the use of, or the right to use,

industrial, commercial or scientific equipment; and

(b) 10 per cent of the gross amount of such royalties in all other cases.”

Article 4

Paragraph 1 of Article 13 (Capital Gains) of the Convention shall be deleted and replaced by the follow-
ing:

“1. Gains derived by a resident of a Contracting State from the alienation of immovable property re-
ferred to in Article 6 or from the alienation of shares or other rights of a company the assets of which
consist principally, directly or indirectly, of immovable property, may be taxed in the other State in which
such property is situated.”

Article 5

1. Paragraph 1 of Article 14 (Independent Personal Services) of the Convention shall be deleted and
replaced by the following:

“1. Income derived by an individual who is a resident of a Contracting State in respect of profes-
sional services or other activities of an independent character shall be taxable only in that State except in
the following circumstances, when such income may be taxed in the other Contracting State:

(a) if he has a fixed base regularly available to him in the other State for the purpose of performing
his activities; in that case, only so much of the income as is attributable to that fixed base may be
taxed in that State; or
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(b) if the recipient is present in the other Contracting State for a period or periods amounting to or
exceeding in the aggregate 183 days in the taxable year concerned.”

2. Paragraph 3 of Article 14 of the Convention shall be deleted.
Article 6

Paragraph 4 of Article 19 (Government Service) of the Convention shall be deleted and replaced by the
following:

“4. The provisions of paragraphs 1 and 2 of this Article shall likewise apply in respect of remunera-
tion or pensions paid, in the case of Korea, by the Bank of Korea, the Export-Import Bank of Korea, the
Korea Development Bank and the Korea Trade-Investment Promotion Agency and, in the case of Austria,
in respect of remuneration or pensions paid to the Austrian Foreign Trade Commissioner for Korea and to
the members of the staff of the Austrian Foreign Trade Commissioner for Korea.”

Article 7
Article 20 (Students) of the Convention shall be deleted and replaced by the following:

“Article 20
Students
1. Payments which a student or business apprentice who is or was immediately before visiting a
Contracting State a resident of the other Contracting State and who is present in the first-mentioned State
solely for the purpose of his education or training receives for the purpose of his maintenance, education

or training shall not be taxed in that State, provided that such payments arise from sources outside that
State.

2. In respect of grants, scholarships and remuneration from employment not covered by paragraph 1,
a student or business apprentice described in paragraph 1 shall, in addition, be entitled during such educa-
tion or training to the same exemptions, reliefs or reductions in respect of taxes available to residents of
the State which he is visiting.”

Article 8
Subparagraph (b) of paragraph 2 of Article 23 (Relief from Double Taxation) of the Convention shall be

deleted and replaced by the following:

“(b) Where a resident of Austria derives items of income which, in accordance withe provisions of
Articles 10, 11, 12 and paragraph 4 of Article 13 may be taxed in Korea, Austria shall allow as a
deduction from the tax on the income of that resident an amount equal to the tax paid in Korea;
the same applies to the alienation of shares or other rights as mentioned in paragraph 1 of Article
13. Such deduction shall not, however, exceed that part of the tax, as computed before the deduc-
tion is given, which is attributable to such items of income derived from Korea.”

Article 9

1. This Protocol shall be ratified and the instruments of ratification shall be exchanged at Vienna as
soon as possible.

2. This Protocol shall enter into force on the fifteenday after the date of exchange of the instruments
of ratification and its provisions shall have effect on taxes chargeable for any taxable year beginning on or
after 1 January in the calendar year immediately following that in which the Protocol enters into force.

IN WITNESS WHEREOF the Plenipotentiaries of the two Contracting States, duly authorised
thereto, have signed this Protocol.

DONE in duplicate in Seoul on the 28" day of May 2001, in the English language.

For the Republic of Austria:
Benita Ferrero-Waldner

For the Republic of Korea:
Han Seung-soo

I 68
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(Ubersetzung)

PROTOKOLL

ZUR ABANDERUNG DES AM 8. OKTOBER 1985 IN SEOUL UNTERZEICHNETEN
ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTERREICH UND DER REPUBLIK
KOREA ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN
VOM EINKOMMEN UND VOM VERMOGEN

Die Republik Osterreich und die Republik Korea,

Von dem Wunsche geleitet, das am 8. Oktober 1985 in Seoul unterzeichnete Abkommen zwischen
der Republik Osterreich und der Republik Korea zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Ver-
hinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermégen *) (im
Folgenden als ,,Abkommen* bezeichnet) abzuidndern,

Haben Folgendes vereinbart:
Artikel 1

Artikel 2 (Unter das Abkommen fallende Steuern) Absatz 3 des Abkommens wird aufgehoben und durch
die folgende Bestimmung ersetzt:
,»(3) Zu den bestehenden Steuern, fiir die das Abkommen gilt, gehoren
a) in Korea:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die im Zusammenhang mit der Einkommen- oder Kdorperschaftsteuer erhobene Einwohner-
steuer;
4. die im Zusammenhang mit der Einkommen- oder Koérperschaftsteuer erhobene Sondersteuer
fiir die landliche ErschlieBung;
(im Folgenden als ,,koreanische Steuer bezeichnet);

b) in Osterreich:
1. die Einkommensteuer;
2. die Korperschaftsteuer;
3. die Grundsteuer;
4. die Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen Betrieben;

5. die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten Grundstiicken;
(im Folgenden als ,,6sterreichische Steuer bezeichnet).*

Artikel 2

1. Artikel 10 (Dividenden) Absatz 2 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Bestimmung
ersetzt:

,»(2) Diese Dividenden diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft anséssig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertragsstaat anséssige Person ist, nicht iiber-
steigen:

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der Nutzungsberechtigte eine Gesell-
schaft (jedoch keine Personengesellschaft) ist, die unmittelbar iiber mindestens 25 vom Hundert
des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfiigt;

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen anderen Fallen.

Dieser Absatz beriihrt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Bezug auf die Gewinne, aus denen die
Dividenden gezahlt werden.

2. Artikel 10 Absatz 4 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Bestimmung ersetzt:

,»(4) Die Absétze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat ansissige Nut-
zungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft anséssig ist,

*) Kundgemacht in BGBI. Nr. 486/1987
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eine gewerbliche Tétigkeit durch eine dort gelegene Betriebstitte oder eine selbstindige Arbeit durch eine
dort gelegene feste Einrichtung ausiibt und die Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tat-
séchlich zu dieser Betriebstitte oder festen Einrichtung gehort. In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungs-
weise Artikel 14 anzuwenden.*

3. Artikel 10 Absatz 5 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Bestimmung ersetzt:

,»(5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansidssige Gesellschaft Gewinne oder Einkiinfte aus dem
anderen Vertragsstaat, so darf dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden
besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat ansdssige Person gezahlt werden
oder dass die Beteiligung, fiir die die Dividenden gezahlt werden, tatsdchlich zu einer im anderen Staat
gelegenen Betriebstitte oder festen Einrichtung gehdort, noch Gewinne der Gesellschaft einer Steuer fiir
nichtausgeschiittete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausge-
schiitteten Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Einkiinften beste-
hen.*

Artikel 3

Artikel 12 (Lizenzgebiihren) Absatz 2 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Bestim-
mung ersetzt:

,»(2) Diese Lizenzgebiihren diirfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, aus dem sie stammen, nach
dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Li-
zenzgebiihren eine im anderen Vertragsstaat ansdssige Person ist, nicht {ibersteigen:

a) 2 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren, die flir die Benutzung oder das Recht auf
Benutzung gewerblicher, kaufménnischer oder wissenschaftlicher Ausriistungen gezahlt werden;
und

b) 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenzgebiihren in allen anderen Fillen.*
Artikel 4

Artikel 13 (Gewinne aus der Verduferung von Vermégen) Absatz 1 des Abkommens wird aufgehoben und
durch die folgende Bestimmung ersetzt:

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansdssige Person aus der VerduBerung unbeweglichen
Vermdgens im Sinne des Artikels 6 oder aus der VerduBerung von Anteilen oder anderen Rechten an
einer Gesellschaft bezieht, deren Vermdgen hauptsidchlich, unmittelbar oder mittelbar, aus unbewegli-
chem Vermogen besteht, diirfen im anderen Staat, in dem dieses Vermogen liegt, besteuert werden.*

Artikel 5

1. Artikel 14 (Selbstindige Arbeit) Absatz 1 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende
Bestimmung ersetzt:

(1) Einkiinfte, die eine in einem Vertragsstaat anséssige natiirliche Person aus einem freien Beruf
oder aus sonstiger selbstidndiger Tatigkeit bezieht, diirfen nur in diesem Staat besteuert werden, es sei
denn, es liegen die folgenden Umsténde vor, unter denen diese Einkiinfte im anderen Vertragsstaat be-
steuert werden diirfen:

a) wenn der Person im anderen Staat fiir die Ausiibung ihrer Tatigkeit gewohnlich eine feste Ein-
richtung zur Verfiigung steht; in diesem Fall diirfen die Einkiinfte jedoch nur insoweit in diesem
Staat besteuert werden, als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden kdnnen; oder

b) wenn der Empféanger sich im anderen Vertragsstaat insgesamt mindestens 183 Tage wéhrend des
betreffenden Steuerjahres authalt.

2. Artikel 14 Absatz 3 des Abkommens wird aufgehoben.
Artikel 6

Artikel 19 (Offentlicher Dienst) Absatz 4 des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Be-
stimmung ersetzt:

»(4) Die Absidtze 1 und 2 dieses Artikels sind auch anzuwenden im Fall Koreas auf Vergiitungen
oder Ruhegehilter, die von der Bank von Korea, der Export-Import Bank von Korea, der Koreanischen
Entwicklungsbank und der koreanischen Behorde fiir die Forderung von Handelsinvestitionen (Korea
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Trade-Investment Promotion Agency) gezahlt werden, und im Fall Osterreichs auf Vergiitungen oder
Ruhegehilter, die an den Osterreichischen Handelsdelegierten in Korea und an das Personal der Osterrei-
chischen Auflenhandelsstelle in Korea gezahlt werden.*

Artikel 7
Artikel 20 (Studenten) des Abkommens wird aufgehoben und durch die folgende Bestimmung ersetzt:
»Artikel 20

Studenten

(1) Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich in einem Vertragsstaat ausschlief3-
lich zum Studium oder zur Ausbildung authilt und der im anderen Vertragsstaat anséssig ist oder dort
unmittelbar vor der Einreise in den erstgenannten Staat anséssig war, fiir seinen Unterhalt, sein Studium
oder seine Ausbildung erhilt, diirfen im erstgenannten Staat nicht besteuert werden, sofern diese Zahlun-
gen aus Quellen auBlerhalb dieses Staates stammen.

(2) Ferner hat ein in Absatz 1 genannter Student, Praktikant oder Lehrling in Bezug auf Zuschiisse,
Stipendien und Vergiitungen aus unselbstidndiger Arbeit, die nicht unter Absatz 1 fallen, wihrend des
Studiums oder der Ausbildung Anspruch auf die gleichen Steuerbefreiungen, -vergiinstigungen oder
-ermdfigungen, die flir anséssige Personen des Staates vorgesehen sind, in den er eingereist ist.

Artikel 8

Artikel 23 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) Absatz 2 lit. b des Abkommens wird aufgehoben und
durch die folgende Bestimmung ersetzt:

,.b) Bezieht eine in Osterreich ansissige Person Einkiinfte, die nach den Artikeln 10, 11, 12 und 13
Absatz 4 in Korea besteuert werden diirfen, so rechnet Osterreich auf die vom Einkommen dieser
Person zu erhebende Steuer den Betrag an, der der in Korea gezahlten Steuer entspricht; dies gilt
auch fiir die in Artikel 13 Absatz 1 genannte Verduferung von Anteilen oder anderen Rechten.
Der anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
iibersteigen, der auf die aus Korea bezogenen Einkiinfte entfallt.*

Artikel 9

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden so bald wie mdglich
in Wien ausgetauscht.

(2) Dieses Protokoll tritt am 15. Tag nach dem Zeitpunkt des Austausches der Ratifikationsurkunden
in Kraft und seine Bestimmungen finden Anwendung auf Steuern, die fiir Steuerjahre erhoben werden,
die am oder nach dem 1. Janner in dem Kalenderjahr beginnen, welches jenem unmittelbar folgt, in dem
das Protokoll in Kraft tritt.

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehdrig Bevollméichtigten der beiden Vertragsstaaten die-
ses Protokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Seoul in zwei Urschriften am 28. Mai 2001 in englischer Sprache.

Fiir die Republik Osterreich:
Benita Ferrero-Waldner

Fiir die Republik Korea:

Han Seung-soo

Die vom Bundesprisidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikati-
onsurkunde wurde am 15. Mérz 2002 ausgetauscht; das Protokoll ist gemif3 seinem Art. 9 Abs. 2 mit
30. Mirz 2002 in Kraft getreten.

Schiissel
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6. Zweites Protokoll zur Abidnderung des am 8. Oktober 1985 in Seoul unterzeichneten
Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Korea
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der
Steuerumgehung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom
Vermogen in der Fassung des am 28. Mai 2001 in Seoul unterzeichneten
Protokolls

(NR: GP XXVII RV 960 AB 1149 S. 131. BR: AB 10779 S. 934.)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluss des gegenstindlichen Staatsvertrages wird gemiBl Art. 50 Abs.1 Z1 B-VG
genchmigt.

Zweites Protokoll zur Abinderung des am 8. Oktober 1985 in Seoul unterzeichneten
Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Korea zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermégen in der Fassung des am 28. Mai 2001 in
Seoul unterzeichneten Protokolls

[Abanderungsprotokoll in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen]

[Abdnderungsprotokoll in englischer Sprachfassung siehe Anlagen]

Die Mitteilungen geméll Art. 7 Abs. 1 des Protokolls wurden am 10. Februar bzw. 20. Dezember
2022 abgegeben; das Protokoll tritt gemaB seinem Art. 7 Abs. 2 mit 1. Mérz 2023 in Kraft.

Nehammer

www.ris.bka.gv.at
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(Ubersetzung)

ZWEITES PROTOKOLL

ZUR ABANDERUNG DES AM 8. OKTOBER 1985 IN SEOUL UNTERZEICHNETEN
ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK OSTERREICH UND DER REPUBLIK KOREA
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER
STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM
VERMOGEN IN DER FASSUNG DES AM 28. MAI 2001 IN SEOUL UNTERZEICHNETEN
PROTOKOLLS

Die Republik Osterreich und die Republik Korea (im Folgenden als ,die Vertragsstaaten®
bezeichnet),

Von dem Wunsche geleitet, ein Protokoll zur Abanderung des am 8. Oktober 1985 in Seoul
unterzeichneten Abkommens zwischen der Republik Osterreich und der Republik Korea zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung auf dem
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen* in der Fassung des am 28. Mai
2001 in Seoul unterzeichneten Protokolls (im Folgenden als ,das Abkommen" bezeichnet)
abzuschlief3en,

Haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1
Die Praambel des Abkommens wird aufgehoben und wie folgt ersetzt:
,Die Republik Osterreich und die Republik Korea,

von dem Wunsch geleitet, ihre wirtschaftlichen Beziehungen weiterzuentwickeln und ihre
Zusammenarbeit in Steuersachen zu vertiefen, und

in der Absicht, ein Abkommen zur Beseitigung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der
Steuern vom Einkommen und vom Vermdgen abzuschliel3en, ohne Mdglichkeiten zur Nicht-
oder Niedrigbesteuerung durch Steuerverkirzung oder -umgehung (unter anderem durch
missbrauchliche Gestaltungen mit dem Ziel des Erhalts von in diesem Abkommen
vorgesehenen Erleichterungen zum mittelbaren Nutzen von in Drittstaaten ansassigen
Personen) zu schaffen,

Haben Folgendes vereinbart:"
Artikel 2

Die Absatze 4 bis 7 des Artikels 5 (Betriebsstatte) des Abkommens werden aufgehoben und
wie folgt ersetzt:

* Kundgemacht in BGBI. Nr. 486/1987 idF BGBI. Ill Nr. 68/2002.
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«(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als
Betriebsstatten:

a) Einrichtungen, die ausschlieRlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gitern
oder Waren des Unternehmens benutzt werden;

b) Bestande von GiUtern oder Waren des Unternehmens, die ausschlief3lich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten werden;

c) Bestdnde von Gutern oder Waren des Unternehmens, die ausschliefdlich zu dem Zweck
unterhalten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu
werden;

d) eine feste Geschaftseinrichtung, die ausschlief3lich zu dem Zweck unterhalten wird, fir
das Unternehmen Giter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen;

e) eine feste Geschaftseinrichtung, die ausschlief3lich zu dem Zweck unterhalten wird, for
das Unternehmen andere Tatigkeiten auszuiben;

f) eine feste Geschaftseinrichtung, die ausschlief3lich zu dem Zweck unterhalten wird,
mehrere der unter lit. a bis e genannten Tatigkeiten auszuiben,

vorausgesetzt, dass diese Tatigkeit oder im Fall der lit. f die Gesamttatigkeit der festen
Geschaftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstatigkeit darstellt.

(5) Absatz 4 gilt nicht fir eine von einem Unternehmen genutzte oder unterhaltene feste
Geschéftseinrichtung, wenn dasselbe Unternehmen oder ein eng verbundenes Unternehmen
an demselben Ort oder an einem anderen Ort in demselben Vertragsstaat eine
Geschaftstatigkeit ausibt und

a) dieser Ort oder der andere Ort fur das Unternehmen oder das eng verbundene
Unternehmen nach diesem Artikel eine Betriebsstatte darstellt, oder

b) die Gesamttdtigkeit, die sich aus den von den beiden Unternehmen an demselben Ort
oder von demselben Unternehmen oder eng verbundenen Unternehmen an den beiden
Orten ausgeUbten Tatigkeiten ergibt, weder vorbereitender Art ist noch eine Hilfstatigkeit
darstellt,

vorausgesetzt, dass die von den beiden Unternehmen an demselben Ort oder von demselben
Unternehmen oder eng verbundenen Unternehmen an den beiden Orten ausgelbten
Geschaftstatigkeiten  sich  erganzende  Aufgaben  darstellen, die Teil eines
zusammenhangenden Geschéftsbetriebes sind.

(6) Ist eine Person in einem Vertragsstaat fUr ein Unternehmen tatig und schlief3t sie dabei
gewohnlich Vertrage ab oder nimmt sie gewohnlich die fihrende Rolle beim Abschluss von
Vertragen ein, die regelméaf3ig ohne wesentliche Anderung durch das Unternehmen
abgeschlossen werden, und handelt es sich dabei um Vertrage

a) im Namen des Unternehmens oder

b) zur Ubertragung des Eigentums an oder zur Gewdhrung des Nutzungsrechts fir
Vermdgen, das diesem Unternehmen gehort oder fur das es das Nutzungsrecht besitzt,
oder

c) zur Erbringung von Dienstleistungen durch dieses Unternehmen,
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so wird das Unternehmen ungeachtet der Absatze 1 und 2, jedoch vorbehaltlich des Absatzes
7, so behandelt, als habe es in Bezug auf alle von dieser Person fir das Unternehmen
ausgeUbten Tatigkeiten eine Betriebsstatte in diesem Staat, es sei denn, die Tatigkeiten
dieser Person beschrdnken sich auf die in Absatz 4 genannten Tatigkeiten, die, wirden sie
durch eine feste Geschéftseinrichtung ausgeibt (ausgenommen eine feste
Geschéftseinrichtung, fir die Absatz 5 gilt), diese feste Geschaftseinrichtung nach Absatz 4
nicht zu einer Betriebsstatte machten.

(7) Absatz 6 gilt nicht, wenn die in einem Vertragsstaat fiur ein Unternehmen des anderen
Vertragsstaats tatige Person im erstgenannten Staat eine Geschaftstatigkeit als
unabhangiger Vertreter ausibt und im Rahmen ihrer ordentlichen Geschaftstatigkeit fur das
Unternehmen tatig ist. Ist eine Person jedoch ausschlieRRlich oder nahezu ausschlief3lich fur
ein oder mehrere Unternehmen tatig, mit dem oder denen sie eng verbunden ist, so gilt diese
Person in Bezug auf dieses oder diese Unternehmen nicht als unabhangiger Vertreter im
Sinne dieses Absatzes.

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansassige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat
ansdssig ist oder dort (entweder durch eine Betriebsstatte oder auf andere Weise) ihre
Tatigkeit ausUbt, wird keine der beiden Gesellschaften zur Betriebsstatte der anderen.

(9) Im Sinne dieses Artikels ist eine Person oder ein Unternehmen mit einem Unternehmen
eng verbunden, wenn allen maf3geblichen Tatsachen und Umstanden zufolge die Person
oder das Unternehmen das Unternehmen beherrscht oder das Unternehmen die Person oder
das Unternehmen beherrscht oder beide von denselben Personen oder Unternehmen
beherrscht werden. In jedem Fall gilt eine Person oder ein Unternehmen als mit einem
Unternehmen eng verbunden, wenn einer der beiden mittelbar oder unmittelbar mehr als 50
vom Hundert der Eigentumsrechte am anderen (oder bei einer Gesellschaft mehr als 50 vom
Hundert der Gesamtstimmrechte und des Gesamtwerts der Anteile der Gesellschaft oder der
Eigentumsrechte an der Gesellschaft) besitzt oder wenn eine andere Person oder ein anderes
Unternehmen mittelbar oder unmittelbar mehr als 50 vom Hundert der Eigentumsrechte an
der Person und dem Unternehmen oder an den beiden Unternehmen (oder bei einer
Gesellschaft mehr als 50 vom Hundert der Gesamtstimmrechte und des Gesamtwerts der
Anteile der Gesellschaft oder der Eigentumsrechte an der Gesellschaft) besitzt."

Artikel 3

Der bestehende Absatz des Artikels 9 (Verbundene Unternehmen) des Abkommens wird als
Absatz 1 nummeriert und der folgende neue Absatz 2 wird hinzugefigt:

»(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unternehmens dieses Staates
Gewinne zugerechnet — und entsprechend besteuert —, mit denen ein Unternehmen des
anderen Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es sich bei den
zugerechneten Gewinnen um solche, die das Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt
hatte, wenn die zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen die gleichen
gewesen waren, die unabhangige Unternehmen miteinander vereinbaren wirden, so nimmt
der andere Staat eine entsprechende Anderung der dort von diesen Gewinnen erhobenen
Steuer vor. Bei dieser Anderung sind die Ubrigen Bestimmungen dieses Abkommens zu
bericksichtigen; erforderlichenfalls werden die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten
einander konsultieren."
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Artikel 4

(1) Artikel 26 (Informationsaustausch) des Abkommens wird aufgehoben und wie folgt
ersetzt:

JArtikel 26
Informationsaustausch

(1) Die zustandigen Behorden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, die zur
Durchfihrung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des
innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fir Rechnung der
Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskorperschaften erhoben werden, voraussichtlich erheblich
sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht dem Abkommen
widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschrankt.

(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind ebenso geheim
zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften
Informationen und dirfen nur den Personen oder Behorden (einschlieRlich der Gerichte und
Verwaltungsbehorden) zuganglich gemacht werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung,
der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder mit der Entscheidung von Rechtsmitteln
hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der Aufsicht dariber befasst sind.
Diese Personen oder Behorden dirfen die Informationen nur fir diese Zwecke verwenden.
Sie dirfen die Informationen in einem o&ffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein
Vertragsstaat die erhaltenen Informationen fir andere Zwecke verwenden, wenn solche
Informationen nach dem Recht beider Vertragsstaaten fir solche andere Zwecke verwendet
werden durfen und die zustandige Behorde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt
hat, dieser anderen Verwendung zustimmt.

(3) Die Absatze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen Vertragsstaat,

a) Verwaltungsmafinahmen  durchzufihren, die von den Gesetzen und der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im Ublichen Verwaltungsverfahren
dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden konnen;

¢) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschaftsverfahren preisgeben wirden oder deren Erteilung dem Ordre public
widersprache.

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemald diesem Artikel um Informationen, so nutzt der andere
Vertragsstaat die ihm zur Verfigung stehenden Moglichkeiten zur Beschaffung der
erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen fir seine
eigenen steuerlichen Zwecke nicht bendtigt. Die im vorhergehenden Satz enthaltene
Verpflichtung unterliegt den Beschrankungen nach Absatz 3, wobei diese jedoch nicht so
auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb
ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches Interesse an solchen Informationen hat.
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(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als konne ein Vertragsstaat die Erteilung von
Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem
sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmachtigten, Vertreter oder Treuhdnder befinden oder
weil sie sich auf Eigentumsanteile an einer Person beziehen."

(2) In Bezug auf Artikel 26 (Informationsaustausch) des Abkommens, in der gemaf? Absatz 1
dieses Artikels geanderten Fassung, besteht Einvernehmen dariber, dass

a) die zustandige Behorde des ersuchenden Staates der zustandigen Behorde des ersuchten
Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der Auskinfte die folgenden
Informationen zur Verfigung stellt, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemafl dem
Abkommen stellt:

i) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt;

ii) eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskinfte einschlief3lich der Art und der
Form, in der der ersuchende Staat die Auskinfte vorzugsweise vom ersuchten Staat
erhalten mochte;

iii) den steuerlichen Zweck, fir den um die Auskinfte ersucht wird;

iv) die Grinde fir die Annahme, dass die erbetenen Auskinfte dem ersuchten Staat
vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfigungsmacht einer Person im
Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden;

v) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz sich die
erbetenen Auskinfte vermutlich befinden;

vi) eine Erklarung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet zur
Verfigung stehenden Malinahmen zur Einholung der Auskinfte ausgeschopft hat,
ausgenommen solche, die unverhaltnismal3ig grof3e Schwierigkeiten mit sich bringen
wirden;

b) der in Artikel 26 vorgesehene Informationsaustausch nicht Maf3nahmen einschliel3t, die
lediglich der Beweisausforschung dienen (“fishing expeditions”); und

c) zur Auslegung des Artikels 26 neben den oben angefihrten Grundsatzen auch die aus den
Kommentaren der OECD abzuleitenden Grundsatze zu bericksichtigen sind.

Artikel 5

Nach Artikel 26 (Informationsaustausch) des Abkommens wird der folgende neue Artikel
hinzugefigt:

JArtikel 26 A
Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steuern
(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der Vollstreckung von
Abgabenansprichen. Diese Amtshilfe ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschrankt. Die
zustandigen Behorden der Vertragsstaaten konnen in gegenseitigem Einvernehmen regeln,
wie dieser Artikel durchzufihren ist.
(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck ,Abgabenanspruch" bedeutet einen Betrag,

der auf Grund von Steuern jeder Art und Bezeichnung, die fir Rechnung der Vertragsstaaten
oder einer ihrer Gebietskorperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die
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Besteuerung diesem Abkommen oder anderen vélkerrechtlichen Ubereinkinften, denen die
Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht widerspricht, sowie mit diesem Betrag
zusammenhangende Zinsen, verwaltungsbehérdliche Geldstrafen und Kosten der
Vollstreckung oder Sicherung.

(3) Ist der Abgabenanspruch eines Vertragsstaats nach dem Recht dieses Staates
vollstreckbar und wird er von einer Person geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem
Recht dieses Staates die Vollstreckung nicht verhindern kann, wird dieser Abgabenanspruch
auf Ersuchen der zustandigen Behorde dieses Staates fir die Zwecke der Vollstreckung von
der zustandigen Behorde des anderen Vertragsstaates anerkannt. Der Abgabenanspruch
wird vom anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften Uber die Einbringung und
Vollstreckung seiner eigenen Steuern vollstreckt, als handele es sich bei dem
Abgabenanspruch um einen Abgabenanspruch des anderen Staates.

(4) Handelt es sich bei dem Abgabenanspruch eines Vertragsstaats um einen Anspruch, bei
dem dieser Staat nach seinem Recht Malinahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten
kann, wird dieser Abgabenanspruch auf Ersuchen der zustandigen Behorde dieses Staates
zum Zwecke der Einleitung von Sicherungsmaf3nahmen von der zustandigen Behorde des
anderen Vertragsstaats anerkannt. Der andere Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften
Sicherungsmafinahmen in Bezug auf diesen Abgabenanspruch ein, als ware der
Abgabenanspruch ein Abgabenanspruch dieses anderen Staates, selbst wenn der
Abgabenanspruch im Zeitpunkt der Einleitung dieser MaRnahmen im erstgenannten Staat
nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet wird, die berechtigt ist, die
Vollstreckung zu verhindern.

(5) Ungeachtet der Absatze 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertragsstaat fur Zwecke der
Absdtze 3 oder 4 anerkannter Abgabenanspruch als solcher in diesem Staat nicht den
Verjahrungsfristen oder den Vorschriften Uber die vorrangige Behandlung eines
Abgabenanspruchs nach dem Recht dieses Staates. Ferner hat ein Abgabenanspruch, der von
einem Vertragsstaat fur Zwecke der Absatze 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem Staat nicht
den Vorrang, den dieser Abgabenanspruch nach dem Recht des anderen Vertragsstaats hat.

(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gultigkeit oder der Hohe des
Abgabenanspruchs eines Vertragsstaats konnen nicht bei den Gerichten oder
Verwaltungsbehorden des anderen Vertragsstaats eingeleitet werden.

(7) Verliert der betreffende Abgabenanspruch, nachdem das Ersuchen eines Vertragsstaates
nach den Absdtzen 3 oder 4 gestellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den
betreffenden Abgabenanspruch vollstreckt und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat,

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als Abgabenanspruch des
erstgenannten Staates, der nach dem Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer
Person geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die
Vollstreckung nicht verhindern kann, oder

b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als Abgabenanspruch des

erstgenannten Staates, fUr den dieser Staat nach seinem Recht Maflnahmen zur
Sicherung der Vollstreckung einleiten kann,
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teilt die zustandige Behorde des erstgenannten Staates dies der zustandigen Behorde des
anderen Staates unverziglich mit und nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte
Staat das Ersuchen entweder aus oder nimmt es zurick.

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat

a) VerwaltungsmalRnahmen durchzufihren, die von den Gesetzen wund der
Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen;

b) Mafinahmen durchzufihren, die dem Ordre public widersprachen;

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle angemessenen
MalRnahmen zur Vollstreckung oder Sicherung, die nach seinen Gesetzen oder seiner
Verwaltungspraxis méglich sind, ausgeschopft hat;

d) Amtshilfe in Fallen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand fir diesen Staat in einem
eindeutigen Missverhaltnis zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch
erlangt."

Artikel 6

1. Artikel 28 (Inkrafttreten) und Artikel 29 (Kindigung) des Abkommens werden in Artikel 29
(Inkrafttreten) und Artikel 30 (Kindigung) umnummeriert.

2. Der folgende neue Artikel 28 (Anspruch auf Verginstigungen) wird dem Abkommen
hinzugefigt:

JArtikel 28
Anspruch auf Verginstigungen

Ungeachtet der sonstigen Bestimmungen dieses Abkommens wird eine
Verginstigung nach dem Abkommen nicht fir bestimmte Einkinfte oder Vermdgenswerte
gewahrt, wenn unter BerUcksichtigung aller mafigeblichen Tatsachen und Umstande die
Feststellung gerechtfertigt ist, dass der Erhalt dieser Verginstigung einer der Hauptzwecke
einer Gestaltung oder Transaktion war, die unmittelbar oder mittelbar zu dieser
Verginstigung gefihrt hat, es sei denn, es wird nachgewiesen, dass die Gewahrung dieser
Verginstigung unter diesen Umstanden mit dem Ziel und Zweck der einschldgigen
Bestimmungen dieses Abkommens im Einklang steht."

Artikel 7

(1) Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass alle rechtlichen
Voraussetzungen fir das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind.

(2) Dieses Protokoll tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der unmittelbar dem

Zeitpunkt des Empfanges der spdteren der in Absatz 1 genannten Mitteilungen folgt. Die
Bestimmungen des Protokolls finden Anwendung
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a) in Bezug auf die an der Quelle einbehaltenen Steuern fir Betrdge, die am oder nach den 1.
Janner des ersten Kalenderjahres zahlbar sind, das dem Jahr folgt, in dem dieses Protokoll
in Kraft tritt;

b) in Bezug auf andere Steuern fir das Steuerjahr, das am oder nach dem 1. Janner des
ersten Kalenderjahres beginnt, das dem Jahr folgt, in dem dieses Protokoll in Kraft tritt.

ZU URKUND DESSEN haben die von ihrer jeweiligen Regierung hierzu gehorig
bevollmachtigten Unterfertigten dieses Protokoll unterzeichnet.

GESCHEHEN zu Wien, am 14. Juni 2021, in zweifacher Ausfertigung, in englischer Sprache.

Fur die Republik Osterreich: Fir die Republik Korea:

Gernot Blimel m. p. Eui-Yong Chung m. p.
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ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK
KOREA ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR
VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN
VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN
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	ZWEITES PROTOKOLL
ZUR ABÄNDERUNG DES AM 8. OKTOBER 1985 IN SEOUL UNTERZEICHNETEN
ABKOMMENS ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK KOREA
ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR VERHINDERUNG DER
STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIET DER STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM
VERMÖGEN IN DER FASSUNG DES AM 28. MAI 2001 IN SEOUL UNTERZEICHNETEN
PROTOKOLLS




